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Die Gewerkschaften begegnen der neuen Regierung mit Mißtrauen. Obgleich
sich unter den neuen Ministern sechs Gewerkschaftsmitglieder befinden,

kann es keinen Zweifel daran geben, daß die unter dem Beifall der Arbeit-
geberverbände und der Springer-Presse gebildete Koalition von SPD und
CDU/CSU keinen anderen Zweck hat, als der Sozialdemokratischen Partei die
Verantwortung für die Konsequenzen aufzubürden, die sich aus dem Bankrott
der Adenauer-Erhard-Politik ergeben, nämlich höhere Steuern und gekürzte
Sozialausgaben.

Es ist gewiß nicht zufällig, daß unmittelbar nach Bildung der neuen Regierung
die Scharfmacher aus der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände eine „erhebliche Zurückhaltung bei Lohnerhöhungen" forderten und
scharfe lohnpolitische Auseinandersetzungen ankündigten. Sie sprechen von
Leitlinien für die Lohnpolitik, die sich an einem von den Unternehmern bestimm-
ten Produktivitätsfortschntl von 3 Prozent orientieren sollen.

Neue Koalition

sfößf auf

Mißfrauen

Die Gewerkschaften können eine ge-
gen die soziale Sicherheit der Arbeit-
nehmer gerichtete Politik nicht hin-
nehmen. Sie müssen sich aber gleich-
zeitig auch dagegen wenden, daß die
neue Regierung in der Außen- und
Deutschlandpolitik den gleichen Kurs
verfolgt wie bisher, denn diese Politik
ist es, die einen Wirtschaft und Wäh-
rung ruinierenden Rüstungshaushalt
bedingt. „Es wäre durchaus möglich,
erhebliche Einsparungen am Rüstungs-
haushalt vorzunehmen, wenn die Bun-

desregierung auf die von anderen westlichen Staaten längst betriebene Politik
der Entspannung einschwenkt und die Beziehungen, insbesondere zu allen öst-
lichen Staaten, normalisieren würde." Das erklärt Otto Brenner in einem Leit-
artikel der Gewerkschaftszeitung „Metall". Und man muß hinzusetzen, daß
dazu auch eine Normalisierung des Verhältnisses zwischen den beiden deutschen
Staaten gehört.

Die IG Metall hat sich als erste Gewerkschaft im DGB besorgt über die Entwick-
lung in Bonn geäußert. In fünf Forderungen legt sie ihre Gedanken zur Neu-
orientierung der deutschen Politik vor und verlangt einen sofortigen Stopp und
einen allmählichen Abbau der Rüstungslasten, eine entschiedene Entspannungs-
politik sowie eine unverzügliche Ablösung der Restriktionen der Bundesbank
und den Verzicht auf politische Preissteigerungen. Sie widersetzt sich jedem
Versuch, der Tarifautonomie durch staatliche Lohnempfehlungen Fesseln an-
zulegen, und verlangt demgegenüber die Sicherung und den Ausbau der wirt-
schaftlichen Mitbestimmung. Und endlich fordert sie den Verzicht auf eine Nol-
standsgesetzgebung, wie sie im Programm der Großen Koalition vorgesehen ist.
Die mit der Bildung der Notstandskoalition in Bonn eingeleitele Politik und der
endgültige Verzicht auf eine parlamentarische Opposition verpflichten die
Gewerkschaften zu einer stärkeren politischen Aktivität. Nur die Gewerk-
schaften sind in der Bundesrepublik noch in der Lage, den sozialen Standard
der Arbeitnehmer vor dem weiteren Abbau zu retten und den Versuch, die
Demokratie in der Bundesrepublik auszutrocknen, zu verhindern. sr

!  ãArzt am Krankenbett
der CDU/CSUÒ .................. 2

Ÿber was man reden sollte ... 3
Notstandsfrage keine Zerrei§-
probe .............................................. 4

!  Was ist
mit der Wirtschaft? .......... 6

RŸstung ruiniert Wirtschaft ... 8
SelbstverstŸmmelung des Berg-
baus ................................................ 10
Chemie-Industrie zahlungsfŠhig 12

!  Vertrauenskšrper
jetzt noch wichtiger.......... 14

Bildungsurlaub auf der Tages-
ordnung .......................................... 15
Probleme der Gesellschaft
Fragen an Heinz Kluncker .... 19

!  NPD richtig
und wirksam bekŠmpfen . 20

Der Skeptiker
Es ist erreicht Ñ  Schorsch Leber befin-
det sich unter den neuen Ministern
der Koalition Kiesinger-Brandt.

Er ist Verkehrsminister geworden,
und das ist schwer zu verstehen: Als
Vorsitzender der Bauarbeiter-Gewerk-
schaft wŠre Leber doch fŸr das Woh-
nungsbauministerium geradezu prŠ-
destiniert gewesen, zumal er ja auch
einige Monate als Maurer gearbeitet
hat.

Da mu§ doch der Verdacht aufkom-
men, da§ Leber sein Ministeramt we-
niger speziellen FŠhigkeiten verdankt
als vielmehr der Dankbarkeit Weh-
ners: Hat er sich doch wie kein ande-
rer bemŸht Ñ  wenn auch mit wenig
Erfolg Ñ , den DGB auf Wehner-Kurs
zu bringen.

Nicht ohne Erleichterung wŸrden sich
jetzt die Kollegen der IG Bau-Steine-
Erden einen heuen Vorsitzenden wŠh-
len, wenn Leber nicht ein weitblicken-
der Mann wŠre: Er will  sich nur fŸr
zwei Jahre von seinem Amt als Vor-
sitzender beurlauben lassen. okolus



„Arzt am Krankenbett der CDU/CSU“

Herbert Wehner steuert die SPD in ihre schwerste Krise

Widerstand gegen Große Koalition und für neue Politik

Gegen den Willen der Mehrheit der sozialdemokratischen Parteimitglieder hat
die Bundestagsiraktion der SPD nach langer und heftiger Diskussion dem Vor-
schlag des Parteivorstandes zugestimmt und den Eintritt in die Gro§e Koalition
gebilligt. Der Bundestag hat dann gegen 109 Stimmen und 23 Enthaltungen Kurt
Georg Kiesinger, Mitglied der NSDAP bis zum bitteren Ende, zum Bundeskanz-
ler gewŠhlt. Inzwischen ist auch die neue Regierung gebildet, in der die CDU/
CSU neben dem Bundeskanzler zehn Ministersessel besetzt hat gegenŸber neun,
die der SPD zugestanden wurden.

Noch einige Tage, bevor diese Not-
standskoalition zustande kam, hatte
Wehner im Bundestag von der abge-
tretenen Erhard-Regierung eine Bank-
rotterklŠrung gefordert, aber das war
nur ein Scheingefecht. Anstatt die
CDU/CSU zu zwingen, ihr politisches
Versagen einzugestehen, hat sich die
ParteifŸhrung der SPD wider alle Ver-
nunft dazu hergegeben, jener Partei
eine Uberlebenschance zu sichern,
deren verhŠngnisvolle Politik die
Bundesrepublik in ihre schwerste fi -
nanzielle und politische Krise gefŸhrt
hat.

Anstatt die bisherigen Regierungs-
parteien aufzufordern, dem Volk
die ganze Wahrheit Ÿber die von
ihnen verursachte finanzielle Kata-
strophe zu sagen, gibt sich die Par-
teifŸhrung der SPD dazu her, um,
wie es auf einem Plakat der gegen
die Gro§e Koalition demonstrieren-
den Studenten zu lesen war, ãArzt
am Krankenbette der CDU/CSU"
zu spielen.

Man kann darŸber verschiedener Auf-
fassung sein, ob die Ablšsung der
politischen Bankrotteure Ÿber eine Ko-
alition zwischen SPD und FDP eine
Lšsung der Krise bedeutet und eine
neue Politik ermšglicht hŠtte. Immer-
hin ist auch die FDP als langjŠhriger
Partner der CDU/CSU mit einem ge-
rŸttelten Ma§ Schuld an der augen-
blicklichen politischen und wirtschaft-
lichen Krise in der Bundesrepublik
beteiligt. Und wer eine Lšsung im
parlamentarischen Raum allein sucht,
braucht eine tragfŠhigere Mehrheit als
bestenfalls sechs Stimmen. Das Argu-
ment, Adenauer habe ja auch nur mit
einer Stimme Mehrheit regiert, ist ein
Irrtum Ñ  er wurde zwar mit einer,
und zwar mit seiner eigenen Stimme,
zum Bundeskanzler gewŠhlt, regieren
konnte er aber mit der sicheren Mehr-
heit einer Koalitionsregierung.

Die SPD hŠtte es jedoch in der Hand
gehabt, das zu nutzen, was von Weh-
ner selbst als die ãsauberste Lšsung"
bezeichnet wurde, nŠmlich die Auf-
lšsung des Bundestages und Ausschrei-
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bung von Neuwahlen. Eine Lšsung
der politischen und wirtschaftlichen
Krise in der Bundesrepublik wŠre
nŠmlich gegen die Stimmen einer So-
zialdemokratischen Partei mit poli-
tischem RŸckgrat nicht mšglich ge-
wesen, und fŸr ihre Forderung auf
Neuwahlen konnte sie mit der au§er-
parlamentarischen UnterstŸtzung der
Gewerkschaften rechnen. Nun hat die
SPD ihre gro§e Stunde verpa§t. Und
genau zu dem Zeitpunkt, an dem die
CDU/CSU hŠtte abtreten mŸssen,
wurde sie durch die Gro§e Koalition
gerettet.

Nach dem Willen ihrer Verfechter soll
die neue Koalition ein BŸndnis auf
Zeil sein. Es gehšrt keine Prophetie
dazu, vorauszusagen, wie lange dieses
BŸndnis dauern wird: so lange nŠm-
lich, bis die von den Konzernherren
und Bundeswehrgeneralen geforderte
Notslandsverfassung mit der notwen-
digen Zweidriltel-Mehrheil Ÿber die
politische BŸhne und durch das soge-
nannte Stabilisierungsgesetz die finan-
zielle und wirtschaftliche Macht in den
HŠnden des Staates konzentriert und
damit unter den Einflu§ der Banken-
und Industriemonopole gebracht wor-
den ist.

Die neue Regierung wird, das hat der
Bundeskanzler Kiesinger ebenso wie
der Fraklionsvorsitzende der CDU,
Barzel, ganz offen erklŠrt, ãdie alte
erfolgreiche Politik der CDU/CSU
forlsetzen". Und dafŸr sorgt nicht zu-
letzt auch der CSU-Vorsitzende Franz-
Josef Strau§ als neuer Finanzminisler.
In die Zwangsjacke der Notstands-
koalition gefesselt, kann die SPD die
CDU/CSU nicht zwingen, die Deutsch-
land- und Au§enpolitik zu Šndern und
einen neuen Anfang zu machen. Daran
wird auch der neue Au§enminister,
Willy  Brandl, nichts Šndern, denn die
Grundlagen der Politik bestimmt be-
kanntlich der Bundeskanzler, und das
ist ausgerechnet jener Mann, der
Adenauer die Weichen fŸr eine
Au§en- und Deutschlandspolilik stel-
len half, vor deren Zusammenbruch
die Bundesrepublik heute stehl: Kurl
Georg Kiesinger.

Der Eintritt in die Gro§e Koalition hat
zu einer Protestwelle der SPD-Mit-
glieder gefŸhrt wie kein Ereignis nach
1945. Mit Recht lehnen sich die Mit-
glieder dagegen auf, da§ sich die Par-
tei zum Blutspender fŸr die CDU/CSU
hergibt. Sie fordern einen Au§er-
ordentlichen Parteitag, weil sie der
Meinung sind, da§ man eine derartig
schwerwiegende Entscheidung, wie sie
die Zustimmung des Parieivorstandes
und der Bundeslagsfraklion zur Not-
slandskoalilion mit der CDU/CSU dar-
stellt, nicht Ÿber die Kšpfe der Mit -
glieder hinweg treffen kann. Sie wen-
den sich gegen die perfide Art des
Parleivorslandes, den Gegnern der
Gro§en Koalition zu unterstellen, sie
lie§en sich von Emotionen leiten, wŠh-
rend die BefŸrworter nach ihrem Ver-
stand entschieden hŠtten. Die Zukunft
wird jedoch erst zeigen, wer den kla-
reren Verstand behalten hat. Eines ist
sicher, da§ der Parieivorstand der
SPD die Rechnung ohne die Mitglie-
der und, das wird sich bei der nŠch-
sten Wahl zeigen, ohne die WŠhler
gemacht hat.

Die Proteste aus den Bezirken der
SPD gegen die Entscheidung fŸr die
Gro§e Koalition machen deutlich,
da§ der Parteivorstand in Wider-
spruch geraten ist zur Mehrheit der
Parteimitglieder. Aus diesem Wi-
derspruch der Mitglieder und der
WŠhler der SPD, der Gewerkschaf-
ten und der Notstands- und Auf-
rŸstungsgegner mu§ jetzt die Kraft
wachsen, die allein noch in der
Lage ist, die Bundesrepublik vor
den Konsequenzen des politischen..
finanziellen und wirtschaftlichen
Bankrotts der CDU/CSU-Politik zu
reiten.

Stabile wirtschaftliche und politische
VerhŠltnisse erfordern nicht nur einen
neuen Kanzler, sie erfordern vielmehr
ein neues politisches Konzept. Den
Parieivorstand und die Bundeslags-
fraklion zu einer neuen Politik zu
zwingen, sie zu zwingen, sich aus der
gefŠhrlichen Umarmung der CDU/
CSU wieder zu befreien, ist die Auf-
gabe der sozialdemokratischen Partei-
mitglieder und FunktionŠre, eine Auf-
gabe, die man allerdings nur dann
lšsen kann, wenn man nicht in be-
rechtigter Empšrung das Parteibuch in
die Ecke wirft, sondern dabeibleibt
und von den Rechten Gebrauch macht,
die die demokratische Verfassung und
die Satzung der Partei ihren Mitglie-
dern garantieren.

Die Gewerkschaften aber werden sich
auf harte Auseinandersetzungen ein-
richten mŸssen, bei denen es nicht nur
um mehr Lohn, sondern um die Erhal-
tung demokratischer Freiheiten und
um das Recht uneingeschrŠnkter Inter-
essenvertretung der Lohn- und Ge-
haltsempfŠnger geht. H. Seeger



über was man reden sollte...

Es dürfen keine Themen ausgeklammerf werden

Ein Funktionär des FDGB nimmt Stellung

Unsere im Oktober-Helt der NACHRICHTEN abgedruckte Untersuchung Ÿber
den augenblicklichen Stand der GesprŠchsbereitschaft zwischen DGB-Gewerk-
schaften und FDGB sowie Ÿber Mšglichkeiten einer WiederannŠherung (ãKon-
takt zwischen DGB und FDGB?") hat offenbar beim Bundesvorstand des FDGB
eine zustimmende Resonanz gefunden. In einem nichtoffiziellen Schreiben an
die Redaktion teilte uns das Mitglied des FDGB-Bundesvorstandes Adolf Deter
seine Meinung zu den von uns aufgeworfenen Fragen mit.

Adolf Deter setzt in seinem Brief
einen neuen Akzent, der bereits Ÿber
die Betonung von Notwendigkeit und
Formen solcher Kontakte hinaus in
die Details, den Inhalt der Kon-
takte, fŸhrt. Ohne Zweifel ist das die
entscheidende Frage, die es im Ver-
lauf der weiteren Diskussion um das
gesamtdeutsche GewerkschaftsgesprŠch
zu klŠren gilt.

Man wird sich darŸber klar sein mŸs-
sen, da§ ergebnisreiche GesprŠche von
keinerlei Tabus belastet werden soll-
ten. Es sind nicht nur die Dinge unter-
halb der Schwelle der Politik, welche
die Arbeiter und Angestellten in bei-
den deutschen Staaten berŸhren. Mehr
noch sind es gerade die Fragen im
politischen Bereich, die einer Lšsung
im Sinne der Arbeiterschaft, also der

Volksmehrheit, auf der Basis vorhan-
dener und richtiger gewerkschaftlicher
BeschlŸsse nŠhergebracht werden mŸs-
sen. Die Herausarbeitung eines ge-
meinsamen Standpunktes der deut-
schen GewerkschaftsbŸnde zu wesent-
lichen innen- und au§enpolitischen,
sozialen und wirtschaftlichen Fragen,
so langwierig das auch sein mag, ob-
gleich es bemerkenswerte †berein-
stimmungen gibt, ist unbedingt anzu-
streben und stŠrkt die gesellschaft-
liche und politische Position der deut-
schen Arbeiterschaft unerme§lich.

Als einen Beitrag zu dieser Diskus-
sion, die wohl noch eine Zeit lang
gefŸhrt werden mu§, geben wir nach-
stehend den Brief Adolf Deters zur
Kenntnis. G. S.

„Viele gemeinsame Auffassungen“
Mit Aufmerksamkeit und Interesse
habe ich in Nr. 10 der „Nachrichten“
den Artikel „Kontakt zwischen DGB
und FDGB?" von Gerd Siebert gelesen.
Ich bin seit mehr als 50 Jahren Mit-
glied der Gewerkschaften und halte
es für den größten Erfolg der Arbei-
terbewegung, daß nach dem zweiten
Weltkrieg der Zersplitterung der Ge-
werkschaften durch den Aufbau ein-
heitlicher und kampfstarker Gewerk-
schaften ein Ende gesetzt wurde. Zu
bedauern ist aber, daß trotz vieler
Bemühungen bisher eine Verständi-
gung und Zusammenarbeit zwischen
den Gewerkschaftern des DGB und
FDGB noch nicht zustande kam.

Um so erfreulicher ist es, daß im DGB,
wie das die Verbandstage der letzten
Zeit beweisen, die Erkenntnis wächst,
daß es im Interesse beider Gewerk-
schaftsbünde liegen, ihre Kampfkraft
stärken und ihre Anziehungskraft auf
die noch abseits Stehenden vergrö-
ßern würde, wenn es zur Verständi-
gung und Zusammenarbeit käme. Lei-
der wird dies nicht so rasch möglich
sein, wie es die gegenwärtige ge-
spannte wirtschaftliche und politische
Lage erfordert. Noch bestehen viele
Vorurteile und falsche Vorstellungen,
die zuerst ausgeräumt werden müs-
sen. Die am Schluß des Artikels auf-
geführten zehn Empfehlungen sind
sicherlich einer gründlichen und sorg-

fältigen Prüfung auf ihre Verwend-
barkeit wert.

Es sollte dabei gesagt werden, was
der Inhalt der Beratungen, was das
Ziel aller Bemühungen sein soll. Des
ist aber der Kern aller gewerkschaft-
lichen Schritte zur Verständigung.
Tatsache ist, daß es viele gemeinsame
Auffassungen gibt. Beide Gewerk-
schaftsbünde haben die gleiche Ziel-
setzung. Es ist die Interessenvertre-
tung der Arbeiter und Angestellten.
Das ist eine Aufgabe, die dem DGB
und dem FDGB gemeinsam ist, wenn
auch durch die unterschiedlichen Ge-
sellschaftsformen ihre Verwirklichung
verschiedenartig ist. Dennoch könnte
ein Austausch der Erfahrungen, das
Studium der Verhältnisse, der Mittel
und Methoden zur Verwirklichung
dieser Aufgabe schon viel zur Klärung
strittiger Fragen beitragen. Es muß
doch nicht so sein, daß sich DGB und
FDGB feindlich gegenüberstehen. Im
Gegenteil, sie haben einen gemein-
samen Feind, und dies erfordert ein
gemeinsames Handeln, wenn Erfolge
errungen werden sollen.

Uber allem steht aber das gemein-
same Interesse, wie es Kollege Ge-
feller sagte, eine neue Katastrophe
für Deutschland zu verhindern. Das
erfordert in beiden deutschen Staaten,
alles zu tun, damit die Arbeiter und

Angestellten in Ruhe ihrer friedlichen
Arbeit nachgehen und mit ihren Fa-
milien in Frieden leben können. Da-
bei ist der grausame und schändliche
Krieg der USA gegen Vietnam gegen-
wärtig ein sehr wichtiger Prüfstein.
Für die Beendigung dieses schmutzi-
gen Krieges einzulreten, die Solidari-
tät mit dem um seine Freiheit kämp-
fenden Volk in Vietnam zu organisie-
ren, hilft uns gleichzeitig zu verhin-
dern, daß die Fackel des Krieges auch
auf Deutschland übergreift. Hier könn-
ten gemeinsame Handlungen, selbst
wenn sie vorerst jeder in seinem Be-
reich, aber nach einheitlich zu ver-
einbarenden Richtlinien, führt, sehr
bald Vorurteile überwinden helfen
und zur Annäherung und Verständi-
gung beider Gewerkschaftsbünde bei-
tragen.

Zum anderen steht in beiden deut-
schen Staaten die Rationalisierung auf
der Tagesordnung und davon nicht zu
trennen die erweiterte Mitbestimmung
der Arbeiter und ihrer Gewerkschaf-
ten. Das ist ein weites Feld, das die
Möglichkeit bietet,unsere Erfahrungen
auszutauschen, voneinander zu lernen
und die Ergebnisse nutzbringend im
Interesse der Arbeiter und Angestell-
ten und der Sicherung des Arbeits-
platzes zu verwerten.

Natürlich gibt es weitere sehr dring-
liche Probleme, wo ein gemeinsamer
Standpunkt, gemeinsames Handeln der
Gewerkschaften erforderlich ist. Dazu
gehört die Einflußnahme der Gewerk-
schaften darauf, daß es zu offiziellen
Verhandlungen, zur Herstellung nor-
maler Beziehungen beider deutscher
Staaten kommt, daß die revanchistische
Forderung auf Revision der bestehen-
den Grenzen aufgegeben, daß keine
Kernwaffen aui deutschem Boden ge-
lagert werden und endlich mit der Ab-
rüstung begonnen wird, daß die Not-
standsgesetze verhindert und Gesetze,
die dem Völkerrecht entgegenstehen,
aufgehoben werden.

Alle diese Forderungen entsprechen
ja dem Willen der Gewerkschaftsmit-
glieder, die in den Beschlüssen der
Gewerkschaftskongresse des DGB und
des FDGB enthalten sind.

Diese Punkte, und vielleicht haben
die DGB-Kollegen noch andere, schei-
nen mir für die Klärung und Ziel-
setzung vorerst von Bedeutung. Aber
wichtig ist, sich zuerst über die ge-
werkschaftspolitischen Fragen Klarheit
zu verschaffen, weil es dann leichter
ist, die technische Verwirklichung zu
regeln.

Wenn alle Bestrebungen von dem ehr-
lichen Willen der Verständigung, der
gegenseitigen Achtung, Gleichberech-
tigung und Toleranz getragen sind,
werden sie zum Erfolg führen.

Auf alle Fälle sollen die guten Ge-
danken und Anregungen zu einer brei-
ten Diskussion führen, und dies mög-
lichst rasch, weil die Zeit drängt und
es die gegenwärtige politisch gespannte
Lage dringend erfordert. A. Deter
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Notstandsfrage keine „Zerreißprobe“

Hinterhältiger Angriff auf Notstandsgegner im DGB

Sollen Gewerkschaften politisch neutralisiert werden?

Arger und Empšrung hat in den Gewerkschaften ein Artikel hervorgerufen, der
von dem Pressereferenten beim Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, Bruno Krammer, unter dem Titel ãDie gewerkschaftliche Einheit in der
Zerrei§probe" verfa§t worden ist. FŸr die Absicht des Artikelschreibers scheint
die Tatsache bezeichnend, da§ die Veršffentlichung in dem Springer-Organ ãDie
Welt" vorgenommen wurde, einer Zeitung, die sich durch ihre gewerkschafts-
feindliche Tendenz auszeichnet.

Der Verfasser versucht, zweifellos an-
geheizt von einer bestimmten Gruppe,
die konsequenten Notstandsgegner in
den Gewerkschaften, die sich offiziell
an dem Kongre§ ãNotstand der Demo-
kratie" beteiligt hatten, als eine ãauf
FŸhrungsbegehren ausgerichtete, ex-
trem politisch aktive Minderheit" zu
denunzieren und ihnen zu unterstel-
len, da§ sie den DGB als Einheits-
bewegung zum Spielball antidemokra-
tischer KrŠfte machen wollen. Dieser
ãAlleingang" einzelner Gewerkschaf-
ten, wie es im Artikel hei§t, und die
mangelnde RŸcksichtnahme auf ge-
meinsame Interessen mŸ§ten die Ver-
antwortlichen Ñ  damit ist wohl der
geschŠftsfŸhrende Bundesvorstand des
DGB gemeint Ñ  zwingen, die inner-
gewerkschaftliche Situation genau zu
ŸberprŸfen und ãden Worten Taten
folgen zu Jassen". Ist diese Redewen-
dung auch dunkel, so verzichtete der
in Gewerkschaftskreisen weithin un-
bekannte Verfasser in weiser Voraus-
sicht darauf,die ãTaten",die den Wor-
ten (welchen Worten?) folgen sollen,
beim Namen zu nennen.

Jedoch lŠ§t die Tendenz des Arti -
kels keinen Zweifel, was gemeint
ist, nŠmlich eine Aktion des Bun-
desvorstandes gegen jene sechs
Gewerkschaften, die zusammen mit
Studenten und Wissenschaftlern in
Frankfurt die BŸrger der Bundes-
republik zum Widerstand gegen
die drohenden Notstandsgesetze
aufriefen.

Da§ die bŸrgerliche Presse in der Bun-
desrepublik diesen Artikel mit Wohl-
behagen aufgenommen und interpre-
tiert hat, ist nur zu verstŠndlich. ãNot-
standsfrage droht den DGB zu spal-
ten" und ãKrise im DGB", das waren
die Schlu§folgerungen, die gezogen
wurden. DemgegenŸber hat der DGB-
Bundesvorstand sich sofort von dem
Artikel seines Mitarbeiters distanziert
und mit ãbesonderer SchŠrfe" alle
Mutma§ungen darŸber zurŸckgewie-
sen, da§ der Deutsche Gewerkschafts-
bund wegen der unterschiedlichen Ein-
stellung der Einzelgewerkschaften zur
Notslandsfrage vor einer Zerrei§probe
stehe und in Gefahr sei, zum Spielball
antidemokratischer KrŠfte zu werden.
Auch die Pressebehauplungen Ÿber die
im Bundesvorstand staltgefundenen

Diskussionen Ÿber die Zustimmung
oder Ablehnung der Notstandsgesetze
durch die Gewerkschaften wurden von
Ludwig Rosenberg mit der Feststellung
zurŸckgewiesen, da§ derartige Diskus-
sionen allein schon deswegen unmšg-
lich waren, weil die Gewerkschaften
an den Beschlu§ des Berliner Bundes-
kongresses gebunden seien, der die
Notstandsgesetzgebung erneut abge-
lehnt habe. Diesen Beschlu§ kšnne
weder der Bundesvorstand noch der
Bundesausschu§ aufheben oder ver-
Šndern.

Der Beschlu§ des 7. DGB-Kongresses
zur Notstandsfrage ist eindeutig. Es
hei§t in dem Antrag Nr. 16: „Die Ge-
werkschaften lehnen auch weiterhin
jede Nolstandsgeselzgebung ab, wel-
che, die demokratischen Grundrechte
einschränkt und besonders das Ver-
sammlungs-, Koalitions- und Streik-
recht der Arbeitnehmer und ihrer ge-
werkschaftlichen Organisationen be-
droht ... Der 7. Bundeskongreß des
DGB bekräftigt die Entschlossenheit
der Gewerkschaften, die Grundrechte
und die Prinzipien des Grundgesetzes
gegen jeden Angriff zu verteidigen.
Er erinnert die Abgeordneten des
Bundestages an ihre demokratische
Verantwortung und fordert sie auf,
im Bunde mit den Gewerkschaften,
den Vertretern der Wissenschaft und
anderen demokratischen Kräften allen
weiteren Versuchen entgegenzutreten,
Grundrechte im Wege der Notstands-
und Notdienstgesetzgebung einzu-
schränken."

Die am Frankfurter Notstandskongre§
offiziell beteiligten Gewerkschaften
haben nach diesem Beschlu§ gehan-
delt, und es kann ihnen nicht der Vor-
wurf gemacht werden, sie fŸhrten den
DGB und die Gewerkschaften in eine
Zerrei§probe. Der Antinotstandsbe-
schlu§ des 7. DGB-Kongresses steht in
†bereinstimmung mit der Aktion
ãNotstand der Demokratie" in Frank-
furt. Der Vorwurf des ãAlleinganges"
ist an die falsche Adresse gerichtet.
Er trifft  vielmehr jene, die der Mei-
nung sind, man kšnne den Beschlu§
des DGB-Kongresses zur Notstands-
gesetzgebung dahingehend auslegen,
er Jasse die Mšglichkeit offen, sich an
den Beratungen Ÿber Notstandsgesetze
zu beteiligen und mit den politischen

Vertretern der Nolstandsgeselzgebung
zu diskutieren.

Die Auseinandersetzung der Gewerk-
schaften mit den NoislandsbefŸrwor-
tern ist aber keine Frage der besseren
oder schlechteren Formulierung von
Notstandsgesetzen. Es ist eine Illusion,
zu glauben, es gŠbe so etwas wie eine
ãdemokratische" Notstands Verfassung.
Will man die Demokratie erhalten,
mu§ man Notstandsgesetze verhin-
dern; etwas anderes gibt es nicht. Und
das haben auch die Delegierten in
Berlin mit ihrer Zustimmung zum An-
trag 16 gemeint. Es ist nicht mšglich,
etwa auf Umwegen den von der Mehr-
heit der Delegierten abgelehnten An-
trag Lebers und seiner Freunde durch
die HintertŸr wieder auf die Tages-
ordnung zu setzen.

Zweifellos fehlt dem Standpunkt des
DGB-Bundesvorstandes zu den Kon-
gre§beschlŸssen die notwendige Klar-
heit. Eine positive ErklŠrung zum
Frankfurter Nolstandskongre§ z. B.
hŠtte allen Spekulationen Ÿber die
Haltung des DGB zur Notstandsfrage
ein Ende bereitet.

Es mu§ bei den Mitgliedern Unmut
erregen, wenn die Spitzengremien
des DGB GewerkschaftsbeschlŸsse,
die nicht in die Konzeption der
Gemeinsamkeitspolitik der SPD mit
der CDU/CSU passen, nicht mit der
gleichen Entschlossenheit behandeln
wie etwa Gesetzesinitiativen zur
€nderung des Betriebsverfassungs-
gesetzes und zur Ausweitung der
Mitbestimmung. Das betrifft auch
das passive Verhalten gegenŸber
den Aktionen zur Verurteilung des
Krieges in Vietnam, um ein wei-
teres Beispiel zu nennen.

Das gleiche gilt hinsichtlich der Zu-
rŸckhaltung des geschŠftsfŸhrenden
Vorstandes gegenŸber den jede Soli-
daritŠt mit anderen Gewerkschaften
vermissenden Extratouren Lebers in
der Notstandsfrage, zur Vermšgens-
bildung, zur Sozialpartnerschaft, zur
Mitbestimmung, zur Position der Ge-
werkschaften zum Staat usw. Ebenso
ist auch die Tatsache unverstŠndlich,
da§ an dem im Januar slattfindenden
Forum des DGB Ÿber die Notstands-
gesetze auf die Mitwirkung der am
Frankfurter Kongre§ in hervorragen-
der Weise beteiligten Wissenschaftler
vom Bundesvorstand verzichtet wird,
obwohl die Antinotstandsentschlie§ung
ausdrŸcklich von einer Beteiligung der
Wissenschaftler spricht.

Der Artikel des DGB-Pressereferenten
erinnert an Ereignisse aus dem Jahre
1953, als der DGB nach seiner ErklŠ-
rung zur damaligen Bundestagswahl
(ãWŠhlt einen besseren Bundestag!")
unter dem heftigen Beschu§ der CDU/
CSU stand und die bŸrgerliche Presse
sich nicht genuglun konnte, um vor
der ãpolitischen Radikalisierung" der
Gewerkschaften zu warnen. Damals
wie auch heute wurde die politische
Unruhe von au§en in die Gewerk-
schaften getragen, und zwar von jenen
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Liebe NACH RICHTEN - Leser!

Mit der Dezember-Ausgabe schlie§en
wir den 6. Jahrgang der NACHRICH-
TEN ab; die nŠchste Nummer erscheint
im 7. Das Erfreuliche fŸr den Heraus-
geber und fŸr die Mitarbeiter ist da-
bei, da§ die Zahl der Abonnenten,
zwar nicht ŸberstŸrzt, aber doch ste-
tig von Jahr zu Jahr angesliegen ist.
Das ist eine stichhaltige BestŠtigung
fŸr die zunehmende Beliebtheit der
NACHRICHTEN als eine wertvolle
Quelle interessanter Meldungen und
Kommentare fŸr den Gewerkschafter
und als gute politische Orientierungs-
hilfe fŸr den Betriebs- und Gewerk-
schaftsfunktionŠr. Da§ diese erfreu-
liche Entwicklung auch im kommen-
den Jahr anhalten mšge, ist unser
Wunsch.

Unseren Lesern und Freunden wŸn-
schen wir angenehme Feiertage und
fŸr 1967 GlŸck, Gesundheit und Frieden.

Heinz Seeger
Gerd Siebert

KEINE PASSIERSCHEINE?

Wenn in Berlin nicht die Vernunft Ÿber
die politische Engstirnigkeit siegt, wird
es in diesem Jahr zu Weihnachten
keine Passierscheine geben. Ein Kom-
promi§ zwischen dem Westberliner
Senalsverlreler Korber und dem DDR-
StaatssekretŠr Kohl ist nach Presse-
Šu§erungen von beiden Seiten kaum
noch zu erwarten. Die DDR verlangt
mit Entschiedenheit, als gleichberech-
tigter vertragsschlie§ender Partner an-
erkannt zu werden, wŠhrend der Ber-
liner Senat, auf Anweisung der Bun-
desregierung, auf die nachgerade

BMUKHnnmnBH!

Kreisen, die daran interessiert sind,
die Gewerkschaften politisch zu neu-
tralisieren und ihnen das Recht auf
politische AktivitŠt abzusprechen.

Die Gewerkschaften sind aber kein
Tummelplatz fŸr Auseinandersetzun-
gen Ÿber die unterschiedlichen Auf-
fassungen und BeschlŸsse von Gewerk-
schaften und Sozialdemokratischer
Partei. Es wird vielmehr Aufgabe der
sozialdemokratischen Gewerkschafts-
mitglieder sein, diese Meinungsver-
schiedenheiten in ihrer Partei zu klŠ-
ren, besonders jetzt, nachdem sich die
gegenseitige Umarmung von SPD und
CDU/CSU in der Gro§en Koalition
vollendet hat.

Die Gewerkschaftsmitglieder hingegen
mŸssen vom Bundesvorstand des DGB
und von den VorstŠnden ihrer Ge-
werkschaften energischer als bisher
AktivitŠt fordern, damit die Entschei-
dungen und BeschlŸsse der Gewerk-
schaftstage und Kongresse nicht allein
auf dem Papier stehen, sondern ver-
wirklicht werden. H. S. 

lŠcherlich gewordene salvatorische
Klausel, die den Ÿberheblichen Allein-
vertretungsanspruch der Bundesregie-
rung sowie die Anerkennung West-
Berlins als Teil der Bundesrepublik,
wenigstens dem Schein nach, aufrecht-
erhallen soll, nicht verzichten will.

Die DDR erklŠrt nicht zu Unrecht, da§
es unzumutbar sei, Zehntausende von
Passierscheinen von einer Behšrde,
die es nach Ansicht des Berliner Se-
nats gar nicht gibt, in Empfang zu
nehmen. Der Westberliner Senator fŸr
Bundesangelegenheiten, SchŸtz, hat
die Haltung der DDR-Regierung als
ãErpressung" bezeichnet, wobei er
sich offensichtlich Ÿber die doppelte
Moral seiner Auffassung nicht im kla-
ren ist: Ist die westliche Forderung
an die DDR: Passierscheine nur, wenn
ihr euch selbst verleugnet, etwa keine
Erpressung?

Diese gleiche politische Bewu§tseins-
spaltung kommt Ÿbrigens auch in den
Beteuerungen zum Ausdruck, West-
Berlin wŸnsche Passierscheine aus
ãmenschlichen" GrŸnden. Man unter-
stellt dabei, da§ der Alleinvertre-
tungsanspruch der Bundesregierung
menschlich, aber der Wunsch der DDR-
Regierung nach Gleichberechtigung un-
menschlich sei.

Die Westberliner werden an der poli-
tischen Sturheit des Senats wenig
Freude haben; sie wŸnschen, mit
ihren Verwandten im Ostteil der Stadt
wŠhrend der Feiertage zusammenzu-
sein, ohne VerstŠndnis dafŸr aufbrin-
gen zu kšnnen, da§ sie auf diese Fest-
tagsfreude darum verzichten sollen,
weil in Bonn die Illusion aufrecht-
erhalten werden soll, man kšnne die
RealitŠt der DDR, mit der man laufend
VertrŠge schlie§t, aufheben, wenn man
sich weigert, ihre Unterschrift anzu-
erkennen. eg

KEIN STIMMRECHT

Bei den Auseinandersetzungen Ÿber
die neue Regierungskoalition kam den
BundesbŸrgern zum Bewu§tsein, was
bei den SiegermŠchten als tabu gilt:
West-Berlin ist kein Land der Bundes-
republik. Zum Wunsch der Sozial-
demokraten, den Westberliner Abge-
ordneten bei der Wahl eines neuen
Bundeskanzlers das volle Stimmrecht
zu geben, stellte die CDU/CSU fest,
da§ dies verfassungswidrig sei, und
sie wurde dabei unterstŸtzt von den
sogenannten Berliner SchutzmŠchten
Ñ  den USA, Frankreich und Gro§bri-
tannien Ñ , die gegen den Wunsch der
SPD sofort ihr Veto einlegten.

Etwas irritiert mag mancher sich fra-
gen: Wenn West-Berlin ein ãBundes-
Land" ist, warum dŸrfen dann die Ber-
liner Abgeordneten nicht mitstimmen?
Und: wenn ihnen das Stimmrecht von
den Berliner BesatzungsmŠchten vor-
enthalten wird, dann kann man doch
West-Berlin nicht zur Bundesrepublik
zŠhlen. Aber das scheint zu der Ÿb-
lichen Bonner Schizophrenie zu ge-
hšren. okolus

Zum Thema:

Stoppt die NPD!
Wer sich nicht auf die leichtfertigen
Behauptungen der Bundesregierung,
der Rechtsradikalismus bedeute keine
Gefahr bei uns, verlassen hat, son-
dern die Politik mit offenen Augen
verfolgte, konnte durch die Erfolge
der NPD in Hessen und Bayern nicht
Ÿberrascht sein. Die Unterwanderung
des Staatsapparates, der Justiz, der
Polizei und der Bundeswehr durch
ehemalige Nazis und die mangelhafte
Initiative der Behšrden gegen nazi-
stische AufmŠrsche der SS und das
Anschwellen einer Literatur, die den
Krieg und die Naziverbrechen recht-
fertigt und entschuldigt, sind der Bo-
den, auf dem wieder wachsen kann,
was unsŠgliches Elend Ÿber die Všl -
ker Europas gebracht hat.

Jahr fŸr Jahr hat die CDU/CSU mit
der Politik der StŠrke, mit der Wie-
deraufrŸstung und der Eingliederung
Westdeutschlands in die NATO dem
Volke vorgegaukelt, damit kšnnten
die Folgen des zweiten Weltkrieges
revidiert und die Wiedervereinigung
verwirklicht werden. Mit diesen Illu -
sionen aber wurden nationalistische
Instinkte geweckt, die im Rechtsradi-
kalismus eine Zuflucht fanden. Der
stumpfsinnige Antikommunismus, von
der CDU/CSU zur Staatsreligion er-
hoben, die Verunglimpfung all derer,
die sich fŸr Entspannung, fŸr eine
VerstŠndigung mit der DDR und den
sozialistischen Staaten aussprachen,
begŸnstigten diese unheilvolle Ent-
wicklung ebenso wie das Verbot der
Kommunistischen Partei.

Mit dem Einzug der NPD in die Lan-
desparlamente von Hessen und Bay-
ern erscheinen ehemalige Nazis wie-
der offen auf der parlamentarischen
BŸhne. Man mu§ sich aber gegen Auf-
fassungen wehren, da§ die NPD nun
ihre parlamentarischen FŠhigkeiten
unter Beweis stellen mŸsse.

Das hat es schon einmal gegeben,
und kein Geringerer als der ehe-
malige preu§ische Innenminister
Severing hat vor 1933 die naive
Meinung vertreten, man kšnne die
Nazis ruhig an die Macht lassen;
wenn sie die demokratischen Spiel-
regeln befolgten, wŸrden sie bald
abgewirtschaftet haben. Aber die
Nazis haben eben nicht die demo-
kratischen Spielregeln eingehalten,
und die Neonazisten der NPD wer-
den es auch nicht tun.

In allen Parteien, in den Kirchen und
besonders in den Gewerkschaften mŸs-
sen sich die KrŠfte sammeln, die be-
reit sind, den AnfŠngen des Neonazis-
mus innerhalb und au§erhalb des Par-
lamentes entgegenzutreten. Das ge-
meinsame Handeln aller der Freiheit
und der Demokratie verpflichteten
BŸrger ist in der Lage, einen RŸckfall
in die Vergangenheit zu verhindern
und unserem Lande Frieden und Sicher-
heit zu gewŠhrleisten. VN
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Was ist mif der Wirtschaft ?

Eine Übersicht über die augenblickliche Lage

Arbeitnehmerforderungen zur Krisenabwendung

Wir stehen an der Schwelle des Jahres 1967, und noch niemals seit wir gewohnt
sind, nur in Konjunkturen und VollbeschŠftigung zu denken, war der Ausblick so
getrŸbt wie heute. War es in den vergangenen Jahren interessant, mšglichst
exakt vorherzusagen, ob das wirtschaftliche Wachstum 5, 6 oder gar 8 Prozent
ausmachen werde, so lautet fŸr die Wirtschaftsinstitute jetzt die Frage, ob es
wohl noch ein Wachstum im neuen Jahr geben wird. Und war es bislang ein
brennendes Problem gewesen, woher die benštigten ArbeitskrŠfte zu nehmen
seien, so gehen die †berlegungen der Unternehmer zur Zeit dahin, die Ÿber-
schŸssigen KrŠfte mšglichst gerŠuscharm wieder loszuwerden. Die Zeit des kon-
junkturellen Honigleckens ist offenkundig vorbei. Es geht die Existenzangst
wieder um. Die Unternehmer sind dabei auf den Geschmack gekommen und
mšchten eine ãkalkulierte ArbeitslosenquoteÒ verewigen.

Ein Blick in die Industrie und auf den
Arbeitsmarkt offenbart eine všllig  ver-
Šnderte Situation. Der Bundesverband
der Deutschen Industrie (BDI) stellte in
einer Untersuchung, die sich auf die
Monate August bis Oktober 1966 und
auf 38 Branchen erstreckte, eine gene-
relle Tendenz nach unten fest. Nur in
sechs Branchen ergaben sich gegen-
Ÿber den Vormonaten noch Zuwachs-
raten bei der Produktion. Die HŠlfte
der Branchen schrumpfte bereits. Nach
einem Bericht des Bundeswirtschafts-
ministeriums betrug die Wachstums-
rate in der gesamten Industrie in den
ersten sechs Monaten dieses Jahres
gegenŸber 1965 noch 3,3 Prozent, aber
in zehn Monaten nur 1,9 Prozent. Die-
se Verringerung des Durchschnitts ist
darauf zurŸckzufŸhren, da§ die Indu-
strieproduktion in den Monaten Au-
gust, September und Oktober unter
dem Niveau des Vorjahres blieb.

Eine AufschlŸsselung nach den wich-
tigsten Zweigen ergibt folgendes Bild:
GegenŸber dem Oktober 1965 war das
Ergebnis der InvestitionsgŸterindustrie,
die ein wesentlicher Konjunkturanzei-
ger ist, um 3,4 Prozent niedriger; schon
seit Monaten erreicht dieser Zweig
das jeweilige Vorjahresergebnis nicht
mehr. Die Bauwirtschaft blieb um fast
5 Prozent zurŸck, wŠhrend der Berg-
bau gegenŸber dem Oktober 1965 mit
8,7 Prozent den stŠrksten Produktions-
rŸckgang zu verzeichnen hat. Die Ver-
brauchsgŸterindustrie blieb um fast
1 Prozent unter dem Vergleichsmonat.
Am nachhaltigsten treten die Schwie-
rigkeiten in einigen wichtigen Indu-
striezweigen in Erscheinung: im Berg-
bau, in der Stahlindustrie, im Maschi-
nen- und Schiffbau, im Baugewerbe
und in der Textilindustrie. Davon ist
auch ein gro§er Teil der Zulieferer
betroffen. Selbst Branchen, die noch
als ãgesund" gelten, wissen von Auf-
tragsrŸckgŠngen und Absatzschwierig-
keiten zu berichten, wie die Elektro-
industrie und die Aulomobilindustrie.
Unangefochten und ohne Einschnitte
entwickelt sich zur Zeit noch die che-
mische Industrie.

Neben der Lage im Bergbau, die nun
schon seit Jahren immer kritischer 
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wird und 206 000 Bergarbeiter frei-
gesetzt sowie weitere 70 000 fŸr die
Entlassung ãvorgemerkt" hat, ist es
insbesondere die eisenschaffende In-
dustrie, von der grš§te Ungewi§heit
ausgeht. Die gegenwŠrtige Situation
in den Stahlwerken ist von Stillegun-
gen ganzer Betriebe und Abteilungen,
Massenentlassungen, Kurzarbeit,
Zwangsurlaub und dem Abbau von
Lšhnen und sozialen Leistungen ge-
kennzeichnet. 43 000 Stahlarbeiter
wurden entlassen,- fŸr die nŠchsten
Monate sind weitere umfangreiche
Entlassungen angesagt. Auftragsman-
gel und zunehmende internationale
Konkurrenz beherrschen das Bild.

Im Oktober 1966 blieb die Tagespro-
duktion gegenŸber dem September um
2,4 Prozent zurŸck; die Monatsproduk-
tion war sogar um 9,1 Prozent gerin-
ger als im Oktober 1965. In den ersten
zehn Monaten dieses Jahres lag die
Produktion mit 30,13 Millionen Ton-
nen um 3,4 Prozent niedriger als in
der gleichen Vorjahresfrist. Um ein
falsches Bild zu vermeiden, mu§ je-
doch dazu gesagt werden, da§ diese
Leistung bei erheblich verminderter
Belegschaft, trotz stillgelegter Betriebe
und Betriebsanteile, also infolge wei-
terer Rationalisierungs- und Auto-
mationsma§nahmen, erzielt wurde.

Kaum anders sieht es in der Me-
tallverarbeitung aus. Die Produk-
tion des Maschinenbaus lag im
Herbst um 10 Prozent unter der
Vorjahreshšhe. Im Schiffbau deck-
ten die NeuauftrŠge in diesem Jahr
nur 15 Prozent der Ablieferungen.
Maschinenbauindustrie und Werf-
ten haben bereits Tausende von
Arbeitern entlassen. Bekannte Un-
ternehmen wie Deere-Lanz, Brown
Boveri Cie. und im Schiffbau die
Howaldtwerke Kiel verringern lau-
fend die Belegschaft.

Der Riese in der Metallverarbeitung,
die Automobilindustrie, steht auch
nicht mehr so fest auf den Beinen. Seit
den Sommermonaten sinken in der
Bundesrepublik die Zulassungszahlen
fŸr Pkw. Der Trend zum Mittelklasse-
wagen hat zugunsten des Kleinwagens
nachgelassen. Das VW-Werk hat seit 

den Sommerferien keine Sonnabend-
schichten mehr, wie bislang Ÿblich,
eingelegt. Die Inlandsnachfrage nach
Volkswagen ist in drei Monaten bis
September um 26,1 Prozent zurŸck-
gegangen.

Einige Unternehmen der Auto-
branche, so NSU, Opel und Daim-
ler-Benz, haben vorsorglich ein
paar Wochen Kurzarbeit bzw. zwi-
schen Weihnachten und Neujahr
Zwangsferien eingelegt. Insgesamt
hat sich die BeschŠftigtenzahl in
der Metallverarbeitung von Sep-
tember 1965 bis September 1966
um 46 000 vermindert.

In der Bauindustrie waren Ende Sep-
tember 1966 4,4 Prozent weniger Be-
schŠftigte tŠtig als vor einem Jahr.
Mit umfangreichen Entlassungen ist in
diesen Wochen begonnen worden. An-
fang November reichte das Auftrags-
polster im Bauhauptgewerbe nur noch
fŸr 3,4 Monate gegenŸber 4,3 Monate
in der gleichen Vorjahreszeit. Die
Wirtschaftsvereinigung der Bauunter-
nehmer rechnet in den nŠchsten Mo-
naten mit einem Ÿberdurchschnitt-
lichen weiteren RŸckgang der Bau-
tŠtigkeit. Die Zahl der Konkurse in
dieser Branche ist grš§er als jemals
zuvor. 58 Prozent der Firmen, gegen-
Ÿber 27 Prozent im Vorjahr, bezeich-
neten die GeschŠftslage als schlecht.
70 Prozent der Unternehmen kundigen
fŸr die kommenden Monate weitere
Entlassungen an. Besonders im Stra-
§en- und Wohnungsbau gehen infolge
der Bonner Finanzierungssperre die
AuftrŠge nur sehr spŠrlich ein. Das
gesamte Bauvolumen war im Septem-
ber 1966 um 16 Prozent geringer als
das Vorjahresniveau.

Wie die Praxis offenbart, unterschei-
den sich die Bauunternehmer, wenn
es darum geht, Konsequenzen aus der
prekŠren Situation zu ziehen, in nichts
von den Ÿbrigen Unternehmern: Alles
Partnerschaftsgerede der zurŸckliegen-
den Jahre mi§achtend, werden die Fol-
gen des Versagens der privalwirt-
schafllichen Ordnung mit Lohnminde-
rungen und Entlassungen auf die Ar-
beitnehmer abgewŠlzt. Wollte man
Georg Leber, dem Vorsitzenden der
IG Bau-Steine-Erden, Glauben schen-
ken, mŸ§ten derartige ãRŸckfŠlle in
lŠngst Ÿberwundene Zeiten der Klas-
sengesellschaft" angesichts des ãneuen,
partnerschaftlichen VerhŠltnisses" zwi-
schen Arbeitnehmern und Unterneh-
mern fŸr immer der Vergangenheit
angehšren, zumindest doch in der Bau-
industrie.

€hnlich wie in den genannten Bran-
chen sieht es auch in zahlreichen an-
deren aus. Jeder Arbeiter und Ange-
stellte spŸrt den Wandel gegenŸber
frŸheren Zeiten. Die Unternehmer-
funktionŠre sprechen triumphierend
von einem merklichen Anstieg der
Arbeitsleistung des einzelnen, von ge-
besserter Arbeitsmoral usw. Wie aber
die Folgen dieser mit der drohenden
Entlassung erzwungenen ãVerbesse-
rung" der Arbeitsleistung aussehen,
sagen sie nicht: Zum erstenmal sind, 



nach einer Bilanz des ersten Halb-
jahres, die Unfallziffern wieder ge-
stiegen, und zwar Ÿber 15 000 auf
1 404613. Besonders besorgniserregend
ist die Zahl der tšdlichen UnfŠlle am
Arbeitsplatz, die um 107 auf 2313 an-
gestiegen ist. Das ist der Blutzoll, mit
dem die Arbeitnehmer die ãsteigende
Arbeitsleistung" bezahlen.

Besorgniserregend ist auch die Situ-
ation am sogenannten Arbeitsmarkt.
Binnen zwšlf Monaten ist die Arbeits-
losenquote von 0,4 auf fast 1,0 Prozent
angestiegen. Bei rund 23 Millionen un-
selbstŠndig BeschŠftigten waren auf
den ArbeitsŠmtern Ende November
216 400 Arbeitsuchende gemeldet. Das
war der Hšchststand seit dreieinhalb
Jahren. Alle LandesarbeitsŠmter der
Bundesrepublik berichten von zuneh-
menden Entlassungen. Ein Drittel der
Arbeitslosen ist in Nordrhein-West-
falen gemeldet, wo monatlich etwa
10 000 hinzukommen. Innerhalb eines
Jahres hat sich dort die Zahl der Ar-
beitslosen verdoppelt und macht in
zahlreichen StŠdten zwischen 1,2 und
2 Prozent aus. Die Wirtschaftsfachleute
rechnen fŸr 1967 mit 500 000 Arbeits-
losen.

Die Prognosen fŸr die wirtschaft-
liche Entwicklung lauten unter-
schiedlich: die einen rechnen 1967
noch mit einem geringen Wachs-
tum des realen Sozialprodukts von
2 Prozent, andere glauben an ein
gleichbleibendes Ergebnis, und
dritte munkeln sogar von einem
absoluten RŸckgang. Der Bundes-
bŸrger jedenfalls, der ãMann auf
der Stra§e", ist noch skeptischer
und befŸrchtet in der Mehrzahl
eine gro§e Krise. Das sagten sechs
von zehn Befragten, laut Aliens-
bacher Institut fŸr Demoskopie.

Das Bild ist dŸster, und bei weitem
noch nicht vollstŠndig. Was sagen
schon die Zahlen und nŸchternen Sach-
angaben Ÿber soundsoviele tausend
Arbeitslose, Ÿber Konkurse, Betriebs-
stillegungen, Produklionsei nschrŠnkun-
gen, AuftragsrŸckgang, Abbau sozia-
ler Leistungen usw. aus? Der tatsŠch-
lichen Lage wird nur gerecht, wer auch
die menschlichen Konsequenzen beim
Namen nennt, die sich daraus erge-
ben: jŠher Abfall des Lebensstandards
fŸr Zehntausende und demnŠchst Hun-
derttausende von Arbeitern und An-
gestellten bei Arbeitslosigkeit; Ver-
minderung des Einkommens durch
Kurzarbeit und Reduzierung von Ÿber-
tariflichen Zulagen, PrŠmien, Fahrgeld-
und EssenzuschŸssen sowie sonstiger
Einrichtungen des ãSozialklimbims",
wie man das im Unlernehmerjargon
schon lange nennt; langsameres An-
steigen der Tariflšhne bei grš§erer
gewerkschaftlicher Kraftanstrengung;
VerschŠrfung des Arbeitstempos und
grš§ere gesundheitliche Belastung;
LohndrŸckerei und Antreiberei infolge
wachsender Unsicherheit des Arbeits-
platzes und rŸcksichtslosen Mi§brauchs
des Arbeitslosenheeres.

Was ist das fŸr eine Gesellschaft, in
der sechs von zehn Arbeitnehmern
mit Unbehagen und Existenzangst in
die Zukunft sehen? Was ist das fŸr
eine Ordnung, in der eine kleine
Schicht von Menschen, die Multimil -
lionŠre, unentwegt den wirtschaft-
lichen und politischen FŸhrungs-
anspruch Ÿber das gesamte Volk er-
hebt, dazu aber offensichtlich nicht
fŠhig ist? Solange die Dinge beinahe
von selbst florieren, fŸllt man sich in
diesen Kreisen munter die Taschen;
sobald es jedoch auf verantwortungs-
bewu§tes FŸhren und Wirtschaften
ankommt, versagen sie und versuchen
sich auch noch an den Brosamen zu
bereichern, die fŸr die Arbeitnehmer
bestimmt sind. Die gegenwŠrtigen
Krisenerscheinungen legen zugleich
auch wieder, sichtbarer denn je, den
Klassencharakter unserer Gesellschaft
blo§.

NatŸrlich kann man nicht sagen, die
Ursache der Krise sei diese oder jene,-
dafŸr steht eine ganze Summe von
Faktoren, die jetzt alle Zusammen-
treffen: der Strukturwandel in der
Montanindustrie; der zunehmende in-
ternationale Konkurrenzkampf im Be-
reich der Stahlindustrie, Textilindu-
strie, des Schiffsbaus, Maschinenbaus,
um nur einige zu nennen; die weit-
gehend fehlende strukturelle und in-
vestitionspolitische Vorausplanung;
die in der Vergangenheit geschaffenen
UberkapazitŠten, wie z. B. im Schiff-
bau und in der Stahlindustrie; die
rasch fortschreitende Automation und
Rationalisierung; nicht zuletzt aber hat
die so oft berufene Restriktionspolitik
der Bundesbank, das hei§t, die Dros-
selung der inlŠndischen Nachfrage-
finanzierung mittels Kreditverknap-
pung und -Verteuerung, die zur Be-
wŠltigung der wachsenden RŸstungs-
und Nolstandslasten des Bundes not-
wendig wurde, die Lage au§erordent-
lich verschŠrft. Eine falsche politische
Konzeption und nationalistisches
Gro§machtstreben fordern jetzt von
den Arbeitnehmern Tribut.

Daraus ergibt sich, da§ zu einer Ge-
sundung der Wirtschaft erforderlich
ist, unverzŸglich das politische Steuer
herumzuwerfen. Die neue Regierung
in Bonn wird die Zeichen der Welt-
politik, die auf Entspannung weisen,
begreifen und befolgen mŸssen. Zwei
gro§e Gewerkschaften, die IG Metall
und die IG Chemie-Papier-Keramik,
haben bereits klare Vorstellungen von
einer solchen Politik formuliert:

Sofortiger Stopp und allmŠhlicher Ab-
bau der RŸslungsausgaben; Verzicht
auf Atomwaffen und Beginn einer
aktiven Entspannungspolitik gegen-
Ÿber dem Osten; Ablšsung der Re-
striktionsma§nahmen der Bundesbank
durch eine entschiedene Wachstums-
politik; Verzicht auf die gefŠhrlichen
und kostspieligen NotstandsplŠne;
GewŠhrleistung der uneingeschrŠnk-
ten Tarifautonomie.

Diese Forderungen stellen bereits ein
brauchbares Sofortprogramm der Ar-
beitnehmer zur †berwindung der ge-
fŠhrlichen Krisenerscheinungen dar.
Interessant ist in diesem Zusammen-
hang, da§ kŸrzlich auch die verbotene
Kommunistische Partei zu Šhnlichen
Schlu§folgerungen gelangt ist. Presse-
verlautbarungen zufolge empfehlen
die Kommunisten in ihren auf einer
Pressekonferenz in Ost-Berlin der …f-
fentlichkeit Ÿbergebenen ãVorschlŠ-
gen fŸr eine stabile Friedenswirtschaft"
u. a. die Herabsetzung der RŸstungs-
ausgaben um 5 Milliarden DM, die
VerkŸrzung der Wehrpflichtzeit von
18 auf 12 Monate, die Beendigung der
ŸberflŸssigen WaffenkŠufe in den
USA, wirksame Ma§nahmen gegen
alle Arten von Preissteigerungen,
hšhere Besteuerung der Konzerne und
MillionŠre, den Stopp des Kapital-
exports, eine Finanzreform zugunsten
eines hšheren Steueranteils der LŠn-
der und Gemeinden sowie die Hebung
der Volkskaufkraft durch ErfŸllung der
Lohn- und Gehaltsforderungen der
Gewerkschaften.

Wenn man versuchen will, die
Frage nach dem ãWas wird?Ò und
dem ãWie weiter?" zu beantwor-
ten, so ist die Situation vielleicht
am besten charakterisiert mit der
Feststellung: Die Lage ist ernst,
aber nicht hoffnungslos. Freilich,
wenn nicht sehr bald das Steuer
herumgeworfen wird, kann sich
aus dem gegenwŠrtigen Kriseln an
allen Ecken und Enden eine tief-
greifende Wirtschaftskrise mit allen
uns Deutschen bereits bekannten
verheerenden Forlgen fŸr den ein-
zelnen und die Gesellschaft ent-
wickeln. Ganz entschieden gilt es,
die Absicht der Konzerne zu be-
kŠmpfen, zumindest die Vollbe-
schŠftigung zu beseitigen und ein
stŠndiges Heer von LohndrŸckern
zu schaffen.

Da die Leidtragenden einer Krise in
erster Linie die Arbeitnehmer sind,
haben sie das legitime Recht und die
Pflicht, mit Hilfe der Gewerkschaften
die Realisierung ihrer Forderungen zu
betreiben. Die Wirtschaft kann nicht
lŠnger Privatangelegenheit weniger
hundert MŠchtiger sein, die mit dem
Ziel hšchstmšglicher Profitergiebigkeit
betrieben wird; sie mu§ dem Volks-
wohl dienen. Diese Zweckbestimmung
ist aber nur gewŠhrleistet, wenn end-
lich die Vormachtstellung der gro§en
Konzerne gebrochen und durch die
Mitbestimmung der Arbeitnehmer auf
allen ihren Ebenen demokratisiert
wird. Die Realisierung dieser Gewerk-
schaftsforderung ist angesichts der
bedrohlichen Lage in vielen Wirtschafts-
zweigen ein besonders dringliches An-
liegen, das keinen Aufschub mehr ver-
trŠgt. Das Konzept der Arbeitnehmer
wird zugleich PrŸfstein fŸr die neue
Regierung sein. Gerd Siebert
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Rüstung ruiniert die Währung

„Haushaltsausgleich" ein Spiel mit falschen Zahlen

Bonn verbraucht dreimal mehr als Produktion hergibt

Die Krise der Bundesfinanzen wird auf lange Sicht bei FortfŸhrung der so-
genannten ãSicherheilspolitik" Bonns nicht zu Ÿberwinden sein. Das ist in den
Debatten, die nun schon seit vielen Wochen um den Ausgleich des Etatdefizits
fŸr 1967 gefŸhrt werden, klar geworden. Dabei ist das Ausma§ der finanzpoli-
tischen Mi§wirtschaft so gro§, da§ der ehemalige Vizekanzler Mende sich
genštigt sah, von einer ãneuen WŠhrungsreform in den siebziger Jahren" zu
sprechen Ñ  ãwenn wir so weitermachen".

ãWir" Ñ  das sind in Bonn die ver-
antwortlichen Politiker, die teils in der
Regierung durch aktive Handlungen,
teils in der Opposition durch speku-
latives Schweigen den Scherbenhau-
fen angerichtet haben. Inzwischen hat
die alte Regierung Erhard dem Par-
lament die Aufstockung des Bundes-
haushaltes von 73,9 auf 75,3 Milliar -
den DM empfohlen. Zu diesem Zweck
wurde ein Nachtragshaushalt Ÿber 2,5
Milliarden vorgelegt, der Ÿber Steuer-
erhšhungen und Kreditaufnahmen dem
Bund zusŠtzliche Mittel in dieser Hšhe
verschaffen soll.

Ein zweites Wundermittel zur Ban-
nung der Finanznot ist das sogenannte
Finanzplanungsgesetz, das ebenfalls
dem Bundestag vorliegt und Ñ  vor-
wiegend soziale Ñ  Ausgaben in Hšhe
von 3 Milliarden DM annullieren, ver-
tagen bzw. verlagern soll. Zu diesen
PlŠnen gehšren u. a. solche Ma§nah-
men wie der Wegfall von Steuerfrei-
betrŠgen, die KŸrzung der Mittel fŸr
den Wohnungsbau und fŸr die Sozial-
versicherung, die EinschrŠnkung der
Ausbildungszulage, die weitere Be-
lastung der Sozialversicherung mit
Fremdaufgaben und noch zahlreiche
andere.

Zur Deckung des erhšhten Haushalts-
volumens und der noch grš§eren
Spanne zwischen Einnahmen und Aus-
gaben sieht der Nachtragshaushalt
folgende Steuererhšhungen vor: die
Erhšhung der Umsatzsteuer fŸr Unter-
nehmen mit einem Jahresumsatz von
mehr als 15 Millionen DM von 4 auf
4,25 Prozent; die Heraufsetzung der
Mineralšlsteuer um 3 Pfennig je Liter;

Lebenshaltung gestiegen

Der Preisindex fŸr die Lebenshaltung
lag im Oktober 1966 um 3,8 Prozent
hšher als im gleichen Monat des ver-
gangenen Jahres. Diese Steigerung
gilt fŸr den Vier-Personen-Haushalt
mit mittlerem Einkommen. Der Preis-
index fŸr die Lebenshaltung von Ren-
ten- und SozialhilfeempfŠngern hat
sich um 3,3 und der fŸr die Lebenshal-
tung eines Kindes um 2,5 Prozent er-
hšht.

die Verteuerung der Zigaretten um
1,3 Pfennig das StŸck und eine An-
hebung der Steuer fŸr Branntwein.
Ferner sollen die Bausparkassen ver-
pflichtet werden, dem Bund einen Kre-
dit in Hšhe von 500 Millionen DM zu
geben.

War schon der ursprŸngliche Haushalt
mit 73,9 Milliarden DM um 7 Prozent
hšher angesetzt als der zur Zeit lau-
fende, so bedeutet die Aufstockung
auf 75,3 Milliarden DM eine Steige-
rung von mehr als 9 Prozent und Ÿber-
steigt damit jedes vertretbare Ma§.
Selbst nach optimistischen SchŠtzungen
wird das reale Sozialprodukt 1967 nur
um 2,5 bis 3 Prozent und die Produk-
tivitŠt um 4 bis 5 Prozent steigen. Auch
die privaten Ausgaben werden kaum
stŠrker zunehmen. Der Bund aber will
das Dreifache dessen verbrauchen, was
der Volkswirtschaft in einem Jahr zu-
wŠchst.

Damit dŸrfte feststehen, da§ die infla-
tionŠren Tendenzen kŸnftig noch stŠr-
ker von Bonn aus gefšrdert werden
als bisher, die D-Mark wird weiter an
Kaufkraft verlieren. Warum ausgerech-
net die Arbeitnehmer ãma§halten Ò
sollten, wird jetzt Ñ  nach dem jahre-
langen Erhardschen Getrommel und
angesichts der Bonner Misere Ñ  be-
sonders deutlich: damit Bonn um so
mehr ausgeben kann. Denn was der
eine hinauswirft, mu§ der andere her-
einholen.

Aber auch in seinem ma§los Ÿber-
hšhten Volumen ist der Haushalt nur
ein Spiel mit falschen Zahlen. Die
Rechnung geht nur auf, wenn der
Bund weiterhin seine 39 statt 35 Pro-
zent der LŠndereinnahmen an den
Einkommen- und Kšrperschaftssteuern
bekommt, was die LŠnder ablehnen,
und wenn die VorausschŠtzung der
Steuereinnahmen fŸr 1967 nicht um
etwa 1,1 Milliarden DM zu hoch wŠre,
und wenn die diesjŠhrigen Einnahmen
nicht 750 Millionen DM niedriger
wŠren als die SdiŠtzung, und ... und
...und ...

Eine den Bundestagsabgeordneten vom
Finanzministerium zugŠnglich gemach-
te Finanzvorschau bis 1971 zeichnet
ein Šu§erst dŸsteres Bild. Selbst wenn
die HaushaltsplŠne der nŠchsten Jahre
nach dem Muster des Etats fŸr 1967
gekŸrzt, weiterhin SteuervergŸnsti-
gungen abgebaut, Steuererhšhungen 

verfŸgt und Kredite am Kapitalmarkt
aufgenommen wŸrden, mŸsse Ñ so die
Finanzvorschau Ñ mit folgenden Fehl-
betrŠgen gerechnet werden: 1968 =
5,0 Milliarden, 1969 = 6,3, 1970 = 8,1
und 1971 = 6,7 Milliarden DM. Wenn
also in Bonn so weitergewirtschaftet
wird, und das bezieht sich weniger
auf die Wirtschaft selbst als vielmehr
auf die innen- und au§enpolitischen
Ursachen, dann sind die kommenden
Jahre geradezu mit Steuererhšhungen,
Kreditverknappungen und Preissteige-
rungen in einem uns 'bislang unbe-
kannten Ausma§ gepflastert.

Man braucht keine prophetischen Ga-
ben, sondern nur einen gesunden
Menschenverstand, um endlich zu be-
greifen, da§ es wieder einmal Ñ  zum
drittenmal in Deutschland Ñ  die RŸ-
stung ist, die an WŠhrung, Wirtschaft,
sozialem Standard und den Grund-
festen der Gesellschaft rŸttelt. Ein In-
diz dafŸr ist die Tatsache, da§ die mei-
sten der im Nachtragshaushalt und
durch das Finanzplanungsgesetz auf-
zubringenden bzw. einzusparenden
Mittel der Aufstockung des Verteidi-
gungshaushaltes dienen, der im kom-
menden Jahr vor allem unter dem
Zeichen riesiger WaffenkŠufe in den
USA, auch Finanzierungsausgleich ge-
nannt, steht. Au§erdem verzehren die
strategischen Anlagen, die zunehmen-
den Bunkerbauten und sonstigen Luft-
schutzeinrichtungen sowie die im Hin-
blick auf die Notstandsplanung bereits
angelaufene Umstellung der Infra-
struktur auf die Erfordnernisse des
ãErnstfalls" viele weitere Milliarden
Mark.

Bei einem Volumen von ungefŠhr
einem Drittel aller Bundesausgaben
fŸr mittelbare und unmittelbare
RŸstung lie§e sich die Finanzlage
der šffentlichen Hand sehr schnell
wieder in Ordnung bringen, wenn
nur endlich eine an den Disengage-
ment- und Entspannungstendenzen
orientierte Politik in den Bonner
Ministerien Einzug halten wŸrde.
Ein Herunterschrauben der fŸr
Friedenszwecke (oder hatten die
Planer anderes im Sinn?) viel zu
gro§ geratenen Bundeswehr und
ein Ablassen von den Notstands-
plŠnen kšnnte die Lage mit einem
Schlage normalisieren.

Ein Sprichwort sagt, da§ man nieman-
dem den Pelz waschen kann, ohne ihn
dabei na§ zu machen. Man wird aber
auch den WŠhrungsverfall und eine
ruinšse Staatsverschuldung nicht ab-
wenden kšnnen, wenn nicht die ge-
nannten politischen †bel angepackt
werden. Die neue Ñ  und zum Teil
alte Ñ  Regierung wird in den nŠch-
sten Wochen zeigen mŸssen, ob sie
nur neue MŠnner oder auch eine neue
Politik zu bieten hat. Aber wir haben
allen Grund, skeptisch zu sein, denn
von allen Mšglichkeiten, die es in Bonn
zur Lšsung der Regierungskrise ge-
geben hŠtte, wurde Ñ  und das ist
schon beinahe typisch Ñ  die mieseste
gewŠhlt. Sb.

8



Auftragsmangel auf den Werften

Unternehmer sprechen bereits von Massenentlassungen

IG Metall verlangt Sicherung der Arbeitsplätze

In der Schiffbauindustrie vollzieht sich etwas Seltsames: Obwohl infolge stei-
genden Welthandels und des Trends, mit modernen Schiffen konkurrenzfŠhig
zu bleiben, am Weltschiffbaumarkt eine stŠndig wachsende Nachfrage zu ver-
zeichnen ist, klagen die Werften der Bundesrepublik Ÿber erheblichen Auftrags-
rŸckgang. Der Verband Deutscher Schiffswerften, aber auch die IG Metall, sprechen
bereits von unvermeidbaren Massenentlassungen, wenn diese Entwicklung an-
hŠlt. Was ist dafŸr die Ursache, und was mu§ getan werden, um diese krisen-
hafte Entwicklung mit allen harten Konsequenzen fŸr die Arbeitnehmer abzu-
wenden?

Auf diese Fragen versuchten die mehr
als 200 Delegierten der Schiffbauindu-
strie auf der Arbeitstagung der IG
Metall fŸr die Seeschiffswerften An-
fang November in Kiel eine Antwort
zu finden. In mehreren Referaten und
DiskussionsbeitrŠgen wurden die spe-
ziellen Probleme aus verschiedenen
Blickwinkeln untersucht.

Im Jahre 1965 wurden auf der ganzen
Welt fŸr mehr als 16 Millionen BRT
AuftrŠge an die Werften vergeben. In
diesem Jahr wird mit mindestens
gleich hohen Bestellungen gerechnet,
zumal die Werften in den ersten sechs
Monaten bereits 8 Millionen BRT ver-
buchen konnten. Aber nicht so auf
den bundesdeutschen Werften, die
1965 mit 8,4 Prozent an den Welt-
stapellŠufen beteiligt waren. Die aus-
gelieferten AuftrŠge werden nicht
mehr im notwendigen Umfang durch
NeuabschlŸsse ersetzt. So sind im
dritten Quartal dieses Jahres neue
AuftrŠge nur im Werte von 15 (!) Pro-
zent der Produktion des gleichen
Quartals von 1965 hereingekommen.

Besonders anschaulich wird die
prekŠre Lage, wenn man sich das
Verhalten der westdeutschen Ree-
der vor Augen fŸhrt: WŠhrend sie
in einem Zeitraum von zehn Jah-
ren nur insgesamt 16 Schiffe bei
auslŠndischen Werften bauen lie-
§en, gaben sie 1965 bereits 10 Auf-
trŠge Ÿber Seeschiffe mit 46 280
Tonnen TragfŠhigkeit (tdw) ins
Ausland. Von Januar bis Septem-
ber dieses Jahres waren es aber
schon 16 Neubauauf trŠge mit
448 090 tdw, die vor allem nach
Japan und Gro§britannien verge-
ben wurden.

Die Fachleute der IG Metall sehen fŸr
diese Situation, die die ArbeitsplŠtze
von rund 120 000 auf den Werften und
in der Zulieferindustrie beschŠftigten
Arbeiter und Angestellten in Gefahr
bringt, mehrere Ursachen: der ungŸn-
stige Standort der meisten bundes-
deutschen Werftbetriebe infolge zu
flachen Wassers fŸr den Gro§schiffs-
bau ; die zum Teil Ÿberalterten tech-
nischen AusrŸstungen und Ÿberholten
Arbeitsmethoden; die dadurch bedingte
zu teure Produktion; die vernachlŠs-
sigte und dezentralisierte Schiffbau-
forschung; die ungenŸgende Typisie-

rung und Programmierung; die mei-
stens im Vergleich zur aulŠndischen
Konkurrenz zu kleinen Werftbetriebe
und schlie§lich die immer schŠrfer
werdende internationale Konkurrenz
selbst.

In der Entschlie§ung der Arbeitstagung
wird festgestellt, da§ die bisherige
Wirtschaftspolitik der Bundesregie-
rung, insbesondere fehlende struktur-
und sozialpolitische Ma§nahmen, we-
sentlich zu der heutigen Situation bei-
getragenhat. Infolge der Kreditrestrik-
tionen der Deutschen Bundesbank
werde die Lage noch verschŠrft. Die
Entschlie§ung stellt drei wirtschafts-
politische Forderungen der IG Metall
heraus, die nach Ansicht der Delegier-
ten Dringlichkeitscharakter haben:

a Lockerung oder Aufhebung der
Kreditrestriktionspolitik der Bundes-
bank, die die Werftindustrie wegen
der besonderen (langfristigen) Finan-
zierungsgewohnheiten sehr stark ne-
gativ beeinflusse;

!  UnterstŸtzung der VorschlŠge der
EWG-Kommission fŸr eine gemein-
schaftliche europŠische Schiffbaupoli-
tik, sowohl hinsichtlich der Baupreis-
subventionen als auch hinsichtlich der
Finanzierungma§nahmen zur Rationa-
lisierung der Werften;

B staatliche Kredithilfen fŸr Ma§-
nahmen der Rationalisierung auf den
Werften, damit diese im Wettbewerb
mit der auslŠndischen Konkurrenz
langfristig bestehen kšnnen.

€hnliche Forderungen, deren Realisie-
rung zur Sicherung der ArbeitsplŠtze
auf den Werften fŸhren soll, vertritt
auch der dem IBFG angeschlossene In-
ternationale Metallarbeiterbund (IMB),
in dessen Namen Carl Casserini refe-
rierte. Die Investitionspolitik der
Werften, erklŠrte er, mŸsse auf einer
VorausschŠtzung der kŸnftigen Ent-
wicklung des Weltschiffbaus beruhen.
Schlie§lich mŸ§ten die Werftunterneh-
men ihre Produktionsprogramme auf
andere TŠtigkeitsgebiete ausclehnen.
In der Kieler Entschlie§ung und in
dem Referat des IMB-Sprechers wird
nachdrŸcklich verlangt, da§ die im
Schiffbau BeschŠftigten bei allen wirt-
schaftlichen und sozialen Entscheidun-
gen, bei Konzentrationen, Rationali-

sierungen und Kooperationen ein
wirksames Mitbeslimmungsrecht haben
mŸssen.

Gewi§ hŠtte sich die IG Metall dar-
auf beschrŠnken kšnnen, die Schul-
digen fŸr die Misere im Schiffbau mit
Namen zu nennen und im Ÿbrigen die
Forderungen der Werftarbeiter nach
Mitbestimmung, sozialer Sicherheit
und weiterem Fortschritt anzumelden.
Sie hat es dabei bewu§t nicht bewen-
den lassen, sondern von sich aus Vor-
schlŠge entwickelt, die ihren Willen
zur konstruktiven Mitarbeit bei der
Lšsung der Probleme hinreichend un-
ter Beweis stellen. Mancher Werft-
arbeiter war sogar etwas befremdet,
wie sehr sich auf dieser Konferenz
GewerkschaftsfunktionŠre ãdie Kšpfe
der Unternehmer zerbrachen".

WŠhrend dieser detaillierten Er-
šrterungen wurde noch ein grund-
sŠtzliches Problem erkennbar, das
leider in den Beratungen keine
Rolle spielte: die offensichtliche
UnfŠhigkeit der privatwirtschaft-
lichen Ordnung, den Arbeitnehmern
eine krisenfreie Existenz und so-
ziale Sicherheit zu garantieren.
Man fragt sich angesichts des recht
weitgehenden Engagements der
Gewerkschaft fŸr die Werftindu-
strie, und damit fŸr die Unterneh-
mer gleicherma§en wie fŸr die Ar-
beiter und Angestellten, woher Un-
ternehmer und Regierungspolitiker
den Mut nehmen, den Gewerk-
schaften weiterhin das Mitbestim-
mungsrecht zu verweigern.

Der Hamburger Bezirksleiter der IG
Metall, Heinz Scholz, lie§ in seinem
Referat keinen Zweifel an der Ent-
schlossenheit der IG Metall, zu ver-
hindern, da§ Bund und Unternehmer
die Auswirkungen der Schiffbaukrise
auf die Werftarbeiter abwŠlzen. In der
augenblicklichen Situation mŸsse die
Tarifpolitik der IG Metall fŸr den
Bereich der Werften das Ziel verfol-
gen, den sozialen Besitzstand tarifver-
traglich zu sichern, die KŸndigungs-
fristen zum Schutz bei Umstellungen
und Entlassungen zu verlŠngern, Re-
gelungen fŸr Umsetzungen, Umschu-
lungen und Entlassungen zu finden
sowie die tarifvertragliche Mitbestim-
mung bei KŸndigungen einzufŸhren.
An der EinfŸhrung der 40-Stunden-
Woche am 1. Januar 1967 sei nicht zu
rŸtteln.

Der Schiffbau in der Bundesrepublik
ist jedoch nur eine der immer zahl-
reicher werdenden Wirtschaftsbran-
chen, in denen krisenhafte Erschei-
nungen mehr oder weniger intensiv
wirken. Es ist offenkundig, da§ die
sogenannte liberale Wirtschaftspolitik
der vergangenen Jahre nicht mehr aus-
reicht, die Situation zu meistern und
den Erfordernissen wirtschaftlicher und
sozialer StabilitŠt gerecht zu werden.
Auch der Schiffbau wird erst wieder
gesunden kšnnen, wenn in der bun-
desdeutschen Wirtschaftspolitik die
Interessen der Allgemeinheit Ÿber die
der privaten Produktionsmittelbesitzer
gestellt werden. -ert
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Selbstverstümmelung der Energiebasis CDU im Hibernia-Aufsichtsrat (3 Staats-
sekretŠre aus Bonn und DŸsseldorf)
stimmten fŸr die Stillegung.

Vor neuer Stillegungswelle an der Ruhr

Gemeinsame Abwehrakfion aller Gewerkschaften nötig

Der bundeseigene Hibernia-Konzern gab mit der AnkŸndigung, er wolle die
Zeche Mšller/Rheinbaben zum 31. 3. 67 stillegen, den Auftakt zu einer neuen
Stillegungswelle von Ruhrzechen. Nach Ansicht des Hauptvorstandes der IG
Bergbau und Energie gibt es bei den Bergbauunternehmern PlŠne fŸr die Auf-
gabe von mindestens 20 weiteren Schachtanlagen. Die Gewerkschaft appellierte
unlŠngst in Bochum an die Regierungen in Bonn und DŸsseldorf sowie an die
Parteien und Unternehmer, jetzt gemeinsam mit der Gewerkschaft Ÿber Ma§-
nahmen zu beraten, wie die volkswirtschaftlich unsinnige SelbstverstŸmmelung
des Bergbaus verhindert werden kann.

Nordrhein - Westfalens Wirtschafts-
minister Kienbaum brachte auf einem
Presseempfang am 15. November die
†berzeugung zum Ausdruck, da§ in
absehbarer Zeit nur noch Chancen fŸr
35 Gro§zechen an der Ruhr bestŸnden.
Kienbaum bezeichnete es als Konse-
quenzen der gegenwŠrtigen Entwick-
lung (die sich aus den Richtlinien der
gegenwŠrtigen Politik ergeben Ñ  der
Verf.), da§ die Fšrderung an der Ruhr
auf etwa 80 Millionen Tonnen jŠhrlich
ãschrumpfen" werde (1966 = 126 Mill.
Tonnen) und bei einer Erhšhung der
Schichtleistung auf mindestens 3,5 t,
nur noch 35 bis 40 Gro§- oder Zentral-
zechen mit Tagesleistungen von 15 000
bis 20 000 Tonnen erforderlich wŠren.

der arbeitenden Bevölkerung dieses
Landes mißbraucht wird. Mit der un-
sozialen Energiepolitik muß Schluß
gemacht werden. Wir erwarten, daß
den Interessen der Beschäftigten des
deutschen Bergbaus mehr Rechnung
getragen wird. Wir fordern die An-
wendung des Art. 27 der Landesver-
fassung, der die Überführung des
Bergbaus in Gemeineigentum vorsieht.

!  Der Amtseid verpflichtet die Lan-
desregierung, ihre ganze Kraft dem
Wohle des Volkes zu widmen, seinen
Nutzen zu mehren und Schaden von

Diese Zukunftsvorstellung hat unter
den Bergarbeitern der Ruhr gro§e Un-
ruhe ausgelšst. Auch in den Kommen-
taren des Gro§teils der Presse im
Revier wird eine solche Politik als
ãSelbstverstŸmmelung" der eigenen
Energiebasis apostrophiert. In dieser
Situation erhielten die Anstrengungen
der Kumpel von Mšller/Rheinbaben,
die Stillegung ihrer Anlagen zu ver-
hindern, zentrale Bedeutung fŸr das
gesamte Revier. In mehreren ErklŠ-
rungen und Entschlie§ungen forderten
Betriebsrat und Gewerkschaftsausschu§
dieses Betriebes von den politisch Ver-
antwortlichen in Bund und Land eine
€nderung der Energiepolitik und So-
fortma§nahmen zur Erhaltung des
Bergbaus.

In diesem Zusammenhang ist vor al-
lem die Initiative hervorzuheben, die
in Form einer Petition an den Landtag
in DŸsseldorf konkrete Schritte von
Landtag und Landesregierung gegen
die Stillegung verlangt. Die drei For-
derungen dieser Petition lauten:

!  „Der Landtag möge, gestützt auf
seine verfassungsmäßigen Pflichten,
ein sofortiges Verbot der Zechenstill-
legungen verfügen, damit die Existenz
der Bergarbeiter und ihrer Familien
und der vom Bergbau abhängigen Be-
völkerungsteile garantiert wird.

!  Der Landtag hat dafür Sorge zu
tragen, daß private Wirtschaftsmacht
nicht weiterhin gegen die Interessen 

38 Millionen DM Lohneinbußen

im Bergbau

Rund eine Million  Feierschichten mu§-
ten etwa 160 000 Bergarbeiter seit Be-
ginn dieses Jahres verfahren. Die
Lohneinbu§en betragen 38 Millionen
DM. Die IG Bergbau und Energie hat
jetzt an Bundesregierung und Berg-
bauunternehmer die Forderung nach
einer Ausgleichszahlung fŸr die betrof-
fenen Bergarbeiter gerichtet.

ihm zu wenden. Deshalb fordern wir:
Einschreiten gegen die Absicht des
Hibernia-Vorstandes, die z. T. in Bun-
desbesitz befindliche Zeche stillzule-
gen. Entsprechende Schritte beim Vor-
stand und Aufsichtsrat sind sofort ein-
zuleilen."

Die Landesregierung und die Parteien
des Landtages NRW haben diese For-
derungen zur Kenntnis genommen und
der Delegation des Betriebsrates
ãernsthafte PrŸfung" zugesagt. Der
Fraktionsvorstand der CDU schrieb
sogar an den Hibernia - Aufsichtsrat
und Bundesschatzminister Dollinger,
in dem die Ansicht vertreten wurde,
eine Stillegung dieser Zechen sei
ãnicht nštig". Aber die Vertreter der

Am 17. November, dem Vorabend der
Aufsichlsratssitzung, fand in Bottrop
eine eindrucksvolle Kundgebung und
ein Protestmarsch von etwa 5000 Teil-
nehmern gegen die Zechenstillegung
statt. Aufgerufen von einer Gruppe
reprŠsentativer Persšnlichkeiten der
Kaufmannschaft, des Handwerks, der
Kirchen, Arzte, Stadtverwaltungen,
Gewerkschaften und Gastwirte, de-
monstrierte die Bevšlkerung unter
Losungen, die sich gegen den Mi§-
brauch wirtschaftlicher Macht, fŸr die
†berfŸhrung des Bergbaus in Gemein-
eigentum und fŸr die Erhaltung der
Anlage aussprachen.

Die neue Stillegungswelle, die nun
mit dem ãStein" Mšller/Rheinbaben
ins Rollen geraten ist, unterscheidet
sich vor allem in zwei Punkten von
den bisherigen Stillegungen.

"  Es wird schon offen darüber gespro-
chen, daß nicht mangelnde Produk-
tivität und Rentabilität die Ursache
des Stillegungsvorhabens sind. Hier
wird als Hauptgrund eine „Kapazi-
tätseinschränkung" in der Größenord-
nung dieser Anlage betont.

!  Mit der Stillegungswelle wird die
Existenz ganzer Städte ernsthaft ge-
fährdet. Dementsprechend finden sich
in der gesamten Bevölkerung zuneh-
mend mehr Kräfte, die sich diesem
Vorhaben widersetzen.

Darum sollte man sich in der Gewerk-
schaftsbewegung auch davor hŸten,
diese neue Vernichtungskajnpagne an
der Ruhr noch als Bestandteil der
ãRationalisierung" oder ãUmstruktu-
rierung" anzusehen. Hier wird eine
energiepolitische Konzeption durchge-
setzt, die weder auf die sozialen Fol-
gen noch auf die volkswirtschaftlichen
Auswirkungen RŸcksicht nimmt. Der
Frontalangriff, den die CDU-CSU im
BŸndnis mit den Konzernen und Mo-
nopolen mit der sogenannten Stabili-
sierungspolitik gegen die sozialen Er-
folge der Arbeitnehmer fŸhrt, findet
hier seine beste Charakterisierung.

Unter diesem Aspekt erlangt die For-
derung der IG Metall nach gemein-
samen Aktionen aller DGB-Gewerk-
schaften zur Sicherung der Arbeits-
plŠtze und der VollbeschŠftigung
gro§e AktualitŠt. Wehret den AnfŠn-
gen! Das war schon immer die rich-
tige Parole in der Arbeiterbewegung.
Darum sollte auch jetzt mit dem ge-
meinsamen Kampf aller Gewerkschaf-
ten zur Erhaltung des Bergbaus be-
gonnen werden, um die VollbeschŠf-
tigung zu erhalten. Das ist auch von
gro§em kŸnftigen Nutzen: Denn eine
Energieversorgung in der Hand aus-
lŠndischer Konzerne wŠre ein erheb-
licher Unsicherheitsfaktor fŸr den
wirtschaftlichen und sozialen Fort-
schritt. Cz
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Auch Stahl
will Subventionen
Auf dem diesjŠhrigen EisenhŸltentag
in DŸsseldorf, der všllig im Zeichen
der sich verschŠrfenden Krisenerschei-
nungen beim Stahl stand, richtete
Thyssen-Chef Dr. Sohl an die Bundes-
regierung drei wirtschaftspolitische
Forderungen: Erhšhung der Umsalz-
ausgleichssteuer im grenzŸberschrei-
tenden Warenverkehr auf das Niveau
der inlŠndischen Umsatzsteuerbela-
stung; Ausgleichszahlung von jŠhr-
lich 180 Mill.  DM von 1957 an fŸr den
westdeutschen Kokskohlenpreis, ent-
weder im Rahmen des Gemeinsamen
Marktes oder als ãnationale Uber-
gangslšsung"; schnelle Genehmigung
der vier Walzstahlkontore durch die
Hohe Behšrde.

Die Forderungen der Stahlindustrie
nach einer Erhšhung der Umsatzaus-
gleichssteuer und derSubvenlionierung
der Kokskohle werden auch von der
IG Metall befŸrwortet, weil sie durch-
aus geeignet sind, den Wellbewerbs-
nachteilen fŸr die westdeutschen HŸt-
tenwerke ein Ende zu setzen. Unver-
stŠndnis und Ablehnung hat jedoch
nicht nur in Gewerkschaftskreisen die
Forderung Sohls hervorgerufen, die
Ausgleichszahlungen fŸr Kokskohle
von 1957 an zu gewŠhren. Das wŸrde
nŠmlich den Staatshaushalt, d. h. den
Steuerzahler, um zusŠtzlich rund 1,8
Milliarden DM belasten.

Was die Stahlkonzerne hier an-
streben, lŠuft darauf hinaus, aus
den Krisenerscheinungen Ñ  fŸr die
sie durch ihr Eintreten fŸr den Ge-
meinsamen Markt, durch die plan-
lose Schaffung von †berkapazitŠ-
ten und durch die stŠndigen Kohle-
preiserhšhungen die Mitverantwor-
tung tragen Ñ  noch ein GeschŠft
zu machen. Das ist ebenso abzu-
lehnen wie ihr stŠndiger Versuch,
unter Hinweis auf die Krisen-
erscheinungen in der Stahlindustrie
mit den geplanten Slahlkontoren
die VorlŠufer eines neuen Stahl-
vereins herbeifŸhren zu wollen.

Aus den wirtschaftspolitischen Forde-
rungen der westdeutschen Stahlindu-
strie kann man nur den einen Schlu§
ziehen: Wer die VollbeschŠftigung
nicht mehr garantieren kann, von
einer Flaute in die andere stolpert,
ein Superkartell mit all seinen ver-
hŠngnisvollen EinflŸssen auf Wirt-
schaft und Politik anstrebt und vom
Staat immer neue finanzielle Hilfen
verlangt, unterstreicht nur das Ver-
sagen der privatwirtschaftlichen Ord-
nung. Um zu verhindern, da§ sich in
der Stahlindustrie eines Tages eine
Šhnliche Entwicklung vollzieht wie im
Steinkohlenbergbau, bleibt nur der
Weg, diesen Industriezweig in Ge-
meineigentum zu ŸberfŸhren. -ner

Bergbau in Gemeineigentum!

IG Bergbau unterbreitet Neuordnungsprogramm

Unternehmer wollen weitere Zechenstillegungen

VorschlŠge fŸr eine Neuordnung im westdeutschen Steinkohlenbergbau hat der
Hauptvorstand der IG Bergbau und Energie unterbreitet. In einem ãAppell in
letzter Stunde" forderte Gewerkschaftsvorsitzender Walter Arendt Bundesregie-
rung, NRW-Landesregierung und Bergbauunternehmer auf, gemeinsam mit der
IGBuE ein vernŸnftiges Konzept zur Sanierung des Steinkohlenbergbaus zu ent-
wickeln.

Kernpunkt der gewerkschaftlichen
VorschlŠge ist die Bildung einer Berg-
bau-Einheitsgesellschaft. Eine einheit-
liche Bergbaugesellschaft bietet nach
den Worten Arendts folgende Vor-
teile:

B Aufsprengung der alten Feldergren-
zen unter Tage und Schaffung optima-
ler Betriebsgrš§en,

"  eine Fšrderprogrammierung unter
BerŸcksichtigung der volkswirtschaft-
lichen Anforderungen,

"  eine durchdachte und gezielte In-
vestitionspolitik an Stelle der bis-
herigen verzettelten Investitionen,

B optimaler Einsatz moderner Abbau-
gerŠte und Einrichtungen einer Ma-
schinenausgleichsstelle, die mit ver-
hŠltnismŠ§ig geringem Aufwand eine
kontinuierliche Arbeit auf allen Zechen
sicherstellt,

B zentrale Steuerung der Abteuf-,
Vor- und Ausrichtungsarbeiten,

B Intensivierung der Bergbaufor-
schung,

B sinnvolle und gezielte Subventions-
politik und

B Konzentration des Kohleverkaufs.

Arendt betonte, da§ nur durch einen
Zusammenschlu§ der Zechen die Pro-
bleme des Bergbaus bewŠltigt werden
kšnnten. Dadurch wŸrde es mšglich
sein, die Fšrderkosten so weit zu
senken, da§ die westdeutsche Kohle
auch gegenŸber der amerikanischen
Kohle konkurrenzfŠhig wŸrde. Selbst
ma§gebliche Konzernvertreter mu§-
ten einrŠumen, da§ auf der Grundlage
einer Ruhrbergwerke AG die Kosten
um etwa 25 Prozent gesenkt werden
kšnnten.

Nach Meinung der Bergarbeiter Ñ und
davon zeugen insbesondere die Be-
schlŸsse der Gewerkschaftskongresse Ñ
ist eine Bergbau-Einheitsgesellschaft
nur dann wirklich sinnvoll, wenn sie
die Sicherheit der noch fšrdernden
Zechen im Interesse der gesamten
Volkswirtschaft gewŠhrleistet und der
Exislenzfurcht in den Kohlenrevieren
ein Ende setzt. Voraussetzung dafŸr
ist jedoch, da§ der Einflu§ der Ruhr-
konzerne eingedŠmmt, die Mitbestim-
mung der Gewerkschaft allseitig aus-

geweitet und die Einheitsgesellschaft
auf gemeinwirtschaftlicher Grundlage
betrieben wird.

Mit Recht stellte Walter Arendt fest:
ãDie Entscheidungen im Bergbau sind
heute reine Konzernentscheidungen,
bei denen die volkswirtschaftlichen
und sozialen Gesichtspunkte in den
Hintergrund treten." Hier die Bilanz
einer verfehlten, von Profitinteressen
bestimmten Energiepolitik, fŸr die
Bundesregierung und Bergbauunler-
nehmer gleicherma§en verantwortlich
zeichnen: Seit 1957 wurden 58 Gro§-
schachtanlagen mit einer Jahresfšrde-
rung von insgesamt 33,4 Mill,  t sowie
149 Kleinzechen, 21 Kokereien und
11 Brikettfabriken stillgelegt. Dadurch
ging die Gesamtbelegschaft des west-
deutschen Steinkohlenbergbaus um
rund 240 000 BeschŠftigte zurŸck. Alle
EinschrŠnkungsma§nahmen gingen
ausschlie§lich zu Lasten der Bergarbei-
ter und haben das Dilemma der Kohle
nur noch vergrš§ert. Die Zuspitzung
der Kohlenkrise von November 1965
bis Ende Oktober 1966 zeigt sich be-
sonders deutlich am Anstieg der
HaldenbestŠnde von 15,9 Mill,  t auf
23,4 Mill,  t und daran, da§ in dieser
Zeit 11 gro§e Zechen stillgelegt, 38 000
Bergarbeiter entlassen und auf 41
Schachtanlagen rund 875 000 Feier-
schichten verfahren wurden.

Mit der angekŸndigten Schlie§ung
der Hibernia - Zentralschachtanlage
ãMšller/RheinbabenÒ ist der Start-
schu§ fŸr eine neue Stillegungs-
welle gefallen, die alles bisher
Dagewesene in den Schatten stel-
len dŸrfte. In Bonn rechnet man
damit, schreibt die ãRuhr-Wirt-
schaft", das Organ der Industrie-
und Handelskammer Dortmund,
ãda§ in den nŠchsten Jahren rund
30 Millionen Tonnen Fšrderkapa-
zitŠt stillgelegt werden mŸssen.
Dadurch wŸrden rund 100 000 Berg-
arbeiter betroffen.

Angesichts dieser unverhŸllten Kon-
zeption von Bundesregierung und
Konzernherren, den Bergbau tot-
schrumpfen zu lassen, bleibt fŸr lange
Verhandlungen nur noch wenig Spiel-
raum. Die eindrucksvollen Protest-
aktionen der Kumpel von ãMšller/
Rheinbaben" in Bottrop und Gladbeck
bestŠtigen, da§ die Geduld der Berg-
arbeiter am Ende ist und da§ sie zur
Verteidigung der bedrohten Arbeits-
plŠtze bereit sind. G-
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Chemie-Industrie ist zahlungsfähig

Hartnäckige Lohnverhandlungen und Scheinargumente

Chemische Industrie von Krisenerscheinungen verschont

Die Lohnverhandlungen in der chemischen Industrie werden mit aller HŠrte
gefŸhrt. Bis Ende November lag in den Tarifbezirken Rheinland-Pfalz, Nord-
rhein, Westfalen, Hessen und West-Berlin, in denen die Lohn- und Gehaltsver-
trŠge gekŸndigt sind, noch kein Verhandlungsergebnis vor. Die Chemieunter-
nehmer versuchen, unter Hinweis auf die Krisensituation in anderen Wirtschafts-
zweigen, recht billig davonzukommen, obgleich die chemische Industrie unver-
Šndert von schnellem Wachstum gekennzeichnet ist.

Die IG Chemie-Papier-Keramik hat in
den genannten Tarifbezirken Lohn-
und Gehaltserhšhungen zwischen 8,5
und 9,5 Prozent gefordert, die von
den Arbeitgebern als Ÿberhšht be-
zeichnet werden. Gleichzeitig aber er-
wartet die chemische Industrie in die-
sem Jahr eine Umsatzsteigerung von
mindestens 8 Prozent, wobei die drei
Chemiegiganten Bayer, Hoechst und
Badische Anilin in den ersten neun
Monaten schon Zuwachsraten von 10,5,
10,6 und 18,1 Prozent meldeten. Bereits
im Vorjahr hatte die chemische Indu-
strie krŠftig expandiert.

Auch der Export dieses zweitgrš§ten
Industriezweiges der Bundesrepublik
entwickelte sich seit Jahresbeginn mit
einer Ausweitung von 16 Prozent
Ÿberdurchschnittlich. Ebenso wird mit
dem gleichen Investitionsumfang wie
im Vorjahr Ñ  3,8 Milliarden DM Ñ
gerechnet, wŠhrend im allgemeinen
die Investitionen zurŸckgegangen
sind. Auch kann in dieser Branche
nicht vom RŸckgang der Gewinne ge-
sprochen werden. Und schlie§lich hat
auch die ProduktivitŠt weit Ÿber dem
Durchschnitt zugenommen: Bei einem
Anstieg der Erzeugung innerhalb von
zwšlf Monaten um 10 Prozent ver-
mehrte sich die Zahl der BeschŠftig-

ten der chemischen Industrie nur um
1,5 Prozent.

Eine Lohn- und Gehaltsaufbesse-
rung um 8,5 Prozent wŠre also
allein schon durch den Anstieg der
ProduktivitŠt gedeckt. Sie wŸrde
im Ÿbrigen nicht so schwer wiegen,
da der Lohn- und Gehaltsanteil in
der Chemieindustrie nur 18,5 Pro-
zent vom Umsatz ausmacht. Die
Arbeiter und Angestellten dieser
Branche haben also allen Grund,
auf ihrer Forderung zu beharren
und sich nicht durch die Lage in
anderen Bereichen irritieren zu
lassen.

Au§erdem operieren die Unternehmer
mit der frŸher schon vereinbarten Ar-
beitszeitverkŸrzung auf 41*72 Stunden
und der Erhšhung des zusŠtzlichen
Urlaubsgeldes von 10 auf 12 DM pro
Tag ab 1. Januar 1967. Der stellver-
tretende Vorsitzende der IG Chemie-
Papier - Keramik, Karl KŸpper, wies
diese Argumentation mit der Feststel-
lung zurŸck: ãDiese Dinge sind seiner-
zeit schon .bezahlt' worden durch eine
entsprechend geringere Lohnerhšhung
bei verlŠngerter Laufzeit. Die Arbeit-
geber wollen aber offenbar zweimal
zur Kasse schreiten." K. Kilian 

Automobilarbeiter fordern Sicherheit

Arbeitstagung der IG Metall in Wolfsburg

Weniger Beschäftigte in der Metallindustrie

Die Gewerkschaften mŸ§ten der Regierung, den Parteien und der …ffentlichkeit
ein mšglichst geschlossenes Alternativprogramm zur Lšsung der gegenwŠrtigen
Schwierigkeiten vorlegen, sagte der IG-Metall-Vorsitzende Otto Brenner auf
der 5. Arbeitstagung seiner Gewerkschaft fŸr die Aulomobilindustrie Ende
November in Wolfsburg. Die gleiche Forderung erhoben in einer Entschlie§ung
auch die Ÿber 2000 Delegierten: Betriebsratsmitglieder, Vertrauensleute und
Arbeitnehmervertreter in den AufsichtsrŠten.

Auf die wirtschaftliche Lage eingehend,
die sich mit ersten Produktionsein-
schrŠnkungen auch in der sonst noch
gut florierenden AutomobiJindustrie
negativ auswirkt, stellte Brenner fest,
da§ sich gegenŸber der seit Jahren
vertrauten Situation der VollbeschŠfti-
gung, des stŠndigen Produktionsan-
stiegs und der steigenden Lšhne und
GehŠlter jetzt ein Wandel abzuzeich-

nen beginne. Die Zahl der Arbeiter in
der Metallindustrie habe binnen Jah-
resfrist um 73 000 abgenommen, wŠh-
rend die der Angestellten noch um
27 000 zugenommsn habe. Ende Sep-
tember 1966 habe es 52 Prozent mehr
arbeitslose Metallarbeiter gegeben als
vor einem Jahr. Immer dringlicher
werde die Notwendigkeit einer Aus-
weitung des Mitbestimmungsrechts der

Arbeitnehmer am Arbeitsplatz, im Un-
ternehmen und in der gesamten Wirt-
schaft. FŸr 1967 erwarte die IG Metall
hŠrtesten Widerstand der Arbeitgeber
gegen ihre Forderungen. Die Organisa-
tion mŸsse sich darauf einstellen und
ihre Schlagkraft erhšhen.

Der Leiter der Abteilung Wirtschaft
beim Vorstand der IG Metall, Karl-
Heinz Friedrichs machte auf die hohe
ExportintensitŠt der westdeutschen
AutomobiJindustrie aufmerksam, die
1965 bei Personenkraftwagen 55,4 Pro-
zent der Produktion betragen habe. Die
Exportquote Gro§britanniens liege bei
36,4 Prozent, die Frankeichs bei 34,8
Prozent und die Italiens bei 27,8 Pro-
zent. Die hohe Exportquote der deut-
schen Automobil Industrie mache sie
aber auch besonders abhŠngig von der
Handelspolitik und der Wirtschaftslage
in anderen LŠndern, was einen hohen
Grad an Unsicherheit in die Produktion
bringe.

In der Entschlie§ung der Arbeitstagung
wird die Aufhebung der Restriktions-
ma§nahmen der Bundesbank verlangt,
um zu verhindern, da§ die Flaute auch
gesunde Wirtschaftsbranchen erfa§t.
Die Steuererhšhungen, insbesondere
die Verringerung der Kilometerpau-
schale und die Erhšhung der Mineral-
šlsteuer, durch die der Automobilab-
satz empfindlich -beeintrŠchtigt wŸrde,
sollen unterbleiben. Die geltenden Un-
terstŸtzungssŠtze bei Arbeitslosigkeit
und vor allem bei Kurzarbeit sollen
durchgehend auf Zweidrittel des Brut-
toeinkommens angehoben werden.
Schlie§lich fordern die Automobil-
arbeiter, da§ der soziale Besitzstand
der Arbeitnehmer bei betrieblichen Um-
stellungsma§nahmen unter allen Um-
stŠnden erhalten wird.

Die Automobilarbeiterkonferenz be-
krŠftigte mit Entschiedenheit die
Haltung der IG Metall zur Not-
standsgesetzgebung. Der mit Mehr-
heit vom DGB-Bundeskongre§ in
Berlin im Mai 1966 gefa§te Be-
schlu§, die NotstandsplŠne der
Bundesregierung abzulehnen, mŸs-
se auch weiterhin die Politik des
DGB und seiner Gewerkschaften
bestimmen.

Im Anschlu§ an die Konferenz wurde
ein Ausschu§ des Internationalen Me-
tal.larbeiterbundes fŸr den Konzernbe-
reich Volkswagen/Daimler-Benz gebil-
det. Drei gleichartige IMB-AusschŸsse
fŸr die Konzerne General Motors, Ford
und die Gruppe Chrysler/Rootes/Simca/
Fiat wurden schon im Juni dieses Jah-
res gegrŸndet. Der Ausschu§ Volkswa-
gen/Daimler-Benz wird sich mit den
wirtschaftlichen und gewerkschaftlichen
VerhŠltnissen in den Werken des Kon-
zerns in der Bundesrepublik, in Argen-
tinien, Australien, Brasilien und an-
deren LŠndern beschŠftigen.
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(SegenbesMeih
Der erste Besuch einer Abordnung des
Deutschen Gewerkschaf tsbundes bei
den sowjetischen Gewerkschaften hat
nunmehr stattgefunden. Waldemar
Reuter und GŸnter Stephan vom ge-
schŠftsfŸhrenden Bundesvorstand und
die Gewerkschaftsvorsitzenden Wil -
helm Gefeller (IG Chemie-Papier-
Keramik), Gerhard Vater (Holz und
Kunststoffe) und Heinz Vielheer (Han-
del, Banken und Versicherungen) so-
wie die Redakteure Horst Helbing
(ãDie Quelle") und Eugen Stotz (ãdruck
und papier") besuchten in der Zeit
vom 14. bis 25. November die StŠdte
Moskau, Leningrad, Baku, Sumgait
und Sotschi. Auf dem Programm stan-
den Besichtigungen von Fabriken und
sozialen Einrichtungen sowie Diskus-
sionen mit Gewerkschaftern.

Mitglieder der DGB - Delegation
haben nach ihrer RŸckkehr keinen
Zweifel gelassen, da§ solche Be-
gegnungen mit kommunistischen
GewerkschaftsfunktionŠren nŸtz-
lich sind. ãDie sowjetischen Ge-
werkschaften sind keine Zwangs-
organisationen", stellte Horst Hel-
bing in der ãWell der Arbeit" vom
2. Dezember fest und zerstšrte da-
mit eines der am lŠngsten gehŸte-
ten Bilder der SelbsttŠuschung. Die
Einladung des DGB an den Zentral-
rat der sowjetischen Gewerkschaf-
ten zu einem Gegenbesuch wurde
angenommen.

Der Vorsitzende der IG Chemie-Pa-
pier-Keramik, Wilhelm Gefeller, Ÿber-
reichte der entsprechenden sowjetischen
Fachgewerkschaft eine gesonderte Ein-
ladung zum Besuch der Bundesrepu-
blik. Neben der Gewerkschaft …TV ist
die IG Chemie die zweite Gewerk-
schaft, die Ñ  ebenso wie der DGB Ñ
Kontakte zu gewerkschaftlichen Orga-
nisationen in der Sowjetunion ange-
bahnt hat. Die Frage, ob die Auf-
nahme von Beziehungen zwischen Ge-
werkschaftern beider LŠnder sinnvoll
ist, dŸrfte nunmehr mit einem eindeu-
tigen Ja beantwortet sein und auch
anderen DGB-Organisationen grŸnes
Licht fŸr eigene Initiativen geben.

Horst Helbing kommt in seinem ersten
Bericht Ÿber die Moskau-Reise zu
einer, wenn auch nicht neuen, so doch
in DGB-Publikationen bislang vermi§-
ten Feststellung: da§ man nŠmlich
westdeutsche und sowjetische Gewerk-
schaftsarbeit nicht ohne weiteres mit
dem gleichen Ma§stab messen kann,
weil die politischen Systeme grund-
verschieden sind, und da§ die sowje-
tischen Gewerkschafter in den Betrie-
ben so weitreichende Milbestimmungs-
rechte haben, da§ ohne sie faktisch
keine Entscheidungen mšglich sind.

Es ist erfreulich, da§ der DGB nun in
der Sowjetunion zu entdecken beginnt,
was er im Prinzip auf deutschem Bo-
den, in der DDR nŠmlich, noch nicht
sehen will.  Man darf auf weitere Be-
richte gespannt sein. Sb.

Streik gegen sozialen Abbau

In der Roland - Offsetmaschinenfabrik
Faber & Schleicher in Offenbach haben
sich Ÿber 2000 Arbeiter und Ange-
stellte mit einem Streik erfolgreich
gegen den Abbau von Lšhnen und
GehŠltern und von betrieblichen So-
zialleistungen zur Wehr gesetzt. Nach-
dem Mitte November aus der Ge-
schŠftsleitung das GerŸcht Ÿber die
Existenz eines Zehn-Punkle-ãSparpro-
gramms" in Umlauf geriet, dessen
Realisierung manchen Facharbeitern
bis zu 200 DM Einkommenseinbu§en
gebracht hŠtte, forderte die Beleg-
schaft die Annullierung derartiger
PlŠne. Da die GeschŠftsleitung so tat,
als wŠre nichts, legten drei Viertel
der Belegschaft die Arbeit nieder. Nach
vier Streiktagen und vergeblicher
Drohung mit fristloser Entlassung
versicherte die GeschŠftsleitung ver-
bindlich, da§ an ãSparma§nahmen"
nicht gedacht sei. Auf eine Ma§rege-
lung der Streikteilnehmer mu§te ver-
zichtet werden.

Der Streik war einer spontanen Initia-
tive der Belegschaftsmehrheit ent-
sprungen und konnte, wie die Orts-
verwaltung der IG Metall Offenbach
erklŠrte, auf Grund der gewerkschaft-
lichen Friedenspflicht und weil es sich
in der strittigen Frage nicht um tarif-
vertragliche, sondern um betriebliche
Vereinbarungen handelte, von ihr
nicht unmittelbar unterstŸtzt werden.

Dennoch war natŸrlich die Sympathie
der Gewerkschafter auf Seiten der
Streikenden.

Dieses Offenbacher Beispiel ver-
dient besondere Beachtung, weil
sich in diesen Wochen und Mona-
ten der konjunkturellen Beruhigung
und krisenhafter Erscheinungen vor
allem in der Metallwirtschaft viele
Betriebsbelegschaften in einer Šhn-
lichen Situation befinden. In zu-
nehmendem Ma§e versuchen Un-
ternehmer und GeschŠftsleitungen,
die Folgen ihrer UnfŠhigkeit zu
kontinuierlichem Wirtschaften auf
die Arbeiter und Angestellten ab-
zuwŠlzen.

Nicht selten sind die Gewerkschaften
in ihrer Bewegungsfreiheit gebunden,
weil sich der soziale Abbau auf die
nicht tarifvertraglich gesicherten Be-
triebsvereinbarungen bezieht. In sol-
chen FŠllen kommt es entscheidend auf
die BetriebsrŠte und die gewerk-
schaftlichen Vertrauensleute an. Die
letzten Wochen haben in dieser Hin-
sicht zwei gegensŠtzliche Beispiele
geliefert: die Zustimmung des Be-
triebsrates der Maschinenfabrik Wolff-
Junior in Bochum zur Lohnminderung
um 10 Prozent, woran Ÿbrigens die IG-
Metall-Ortsverwaltung nicht beteiligt
war, und jetzt der spontane, erfolg-
reiche Abwehrstreik in Offenbach. Da-
bei dŸrfte ohne Frage das Offenbacher
Beispiel das empfehlenswerte sein.

Ki.

Unenfdeckfe Steuervorteile

für Unternehmen

WŠhrend sich die Bundesregierung
mit der Absicht trŠgt, vor allem durch
steuerpolitische Ma§nahmen den Ar-
beitnehmern die ganzen Lasten einer
verfehlten Wirtschafts-, Finanz- und
RŸstungspolitik aufzubŸrden, sollen
die Unternehmer, insbesondere aber
die gro§en Konzerne, wieder einmal
ungeschoren davonkommen. Der Vor-
sitzende des Bundes Deutscher Steuer-
beamten, Hermann Fredersdorf, sprach
in diesem Zusammenhang všllig zu
Recht von einem ãBetrug am kleinen
Mann" und erklŠrte: ãDie deutsche
Steuergesetzgebung befindet sich be-
reits au§erhalb der demokratischen
SphŠre." Die SteuerŠnderungsgesetze
von 1964 und 1965 seien den rund
2 Millionen SelbstŠndigen weit mehr
zugute gekommen als den 19 Millio -
nen Steuerzahlern. ãStatt in einer Ge-
samtschau die Wege zu finden und
einzuschlagen, die zu einer Steuer-
gesetzgebung aus einem Gu§ in so-
zialer Gerechtigkeit und wirtschaft-
licher Vernunft fŸhren, wird ein
Flicken an den anderen gesetzt." Zu-
gleich enthŸllt Fredersdorf, da§ die
Gro§unternehmen jŠhrlich mindestens
1,2 Milliarden Mark Steuervorteile
haben, weil der BetriebsprŸfungs-
dienst der FinanzŠmter unterbesetzt

ist. Viele Beamte, die fŸr diese Auf-
gabe besonders ausgebildet wurden,
seien von den gro§en Unternehmen
abgeworben worden.

Die Feststellungen Fredersdorfs sind
inzwischen von der SPD-Landtagsfrak-
tion in Nordrhein-Westfalen bestŠtigt
worden. Allein in diesem Bundesland
wurden Ÿber 100 000 Betriebe wegen
Personalmangels noch nie von einem
SteuerprŸfer besucht.

Die SPD-Fraktion stellte fest, da§ bei-
spielsweise die Stadt Dortmund wegen
verspŠteter BetriebsprŸfung erst jetzt
Ñ  nach 18 Jahren Ñ  Gewerbesteuer-
betrŠge von einer sŸddeutschen Firma
anfordern konnte. Insgesamt habe
Dortmund jahrelang 13 Gro§firmen
rund 12 Millionen Mark als ãzinslosen
Dauerkredit" eingerŠumt.

Drei SPD-Abgeordnete richteten an
die NRW-Landesregierung die Frage,
ob es stimme, da§ als Folge der un-
zureichenden Kontrolle seit der WŠh-
rungsreform mehrere hundert Millio -
nen Mark an Steuern entgangen seien.
Unter diesen UmstŠnden wird auch
verstŠndlich, warum die gro§en Ge-
sellschaften Ñ  ganz unabhŠngig von
der auf ihre Interessen zugeschnitte-
nen Steuergesetzgebung Ñ  zu horren-
dem wirtschaftlichen Reichtum kom-
men konnten.
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Verfrauenskörper jetzt noch wichtiger

Industriegewerkschaft Metall vor Vertrauensleutewahlen

Die Interessenvertretung der Arbeitnehmer wird schwerer

Die Industrie-Gewerkschaft Metall fŸhrt in den nŠchsten Wochen (Abschlu§
Ende MŠrz 1967) die Neuwahl ihrer Vertrauensleute in den Betrieben durch.
Diese betrieblichen Vertrauenskšrper der Gewerkschaft, die sich aus den an
verschiedenen Arbeitspunkten gewŠhlten Vertrauten der Gewerkschaftsmitglie-
der und den gewerkschaftlich organisierten BetriebsrŠten zusammensetzen,
erlangen als gewerkschaftliche Organe im Betrieb immer grš§ere Bedeutung.
Vor allem in der gegenwŠrtigen politischen und wirtschaftlichen Situation, in
der Regierung und Unternehmer gemeinsam bemŸht sind, die sozialen und
Ÿbertariflichen Leistungen zu reduzieren, die Arbeitsleistung hochzutreiben und
eine gesteuerte Arbeitslosigkeit herbeizufŸhren.

Aus diesem Anla§ stellt die IG Metall
ihre dreimonatige Kampagne zur
DurchfŸhrung der Vertrauensleute-
wahlen unter das Motto: ã100 Tage
Ma§arbeit". Damit will  die Gewerk-
schaft versuchen, organisatorische und
politische SchwŠchen in der betrieb-
lichen Arbeit zu Ÿberwinden und die
Organisationsarbeit den aktuellen Er-
fordernissen anzupassen.

Nach den Worten von Fritz Stroth-
mann, verantwortlich fŸr Vertrauens-
leute- und BetriebsrŠtearbeit im Vor-
stand der IG Metall, will  die IG Me-
tall erreichen, da§ 1. in allen Betrie-
ben, in denen Betriebsratswahlen
durchgefŸhrt wurden, Vertrauensleute
gewŠhlt, 2. in allen diesen Betrieben
die Vertrauensleute in Vertrauens-
kšrper zusammengefa§t, 3. im Ver-
trauenskšrper arbeitsfŠhige Leitungen
gebildet, 4. die Vertrauenskšrper zu
einer im Betrieb wirkenden organisa-
torischen Einheit zusammengeschwei§t
werden, 5. die Verbindung zwischen
Betriebsrat und Vertrauensleuten wei-
terhin verbessert wird und 6. Ver-
trauensleute und BetriebsrŠte alle Mit -
glieder zu einer umfassenden Werbe-
aktion mobilisieren.

Otto Brenner, der Vorsitzende der IG
Metall, betont in ãMetall" vom 18. 10.
1966, da§ sich die Bundesrepublik an
einer Wende ihrer Nachkriegsentwick-
lung befinde. Das trŠfe fŸr die poli-
tische wie auch fŸr die wirtschaftliche
Situation zu, und Brenner schreibt:
„An diesem Wendepunkt der deut-
schen Nachkriegsentwicklung müssen
die Gewerkschaften dem Abbau der
sozialen Errungenschaften mit aller
Entschiedenheit entgegentreten. Wir
kämpfen, um sie zu erhalten, und wir
werden erst recht kämpfen müssen,
wenn wir weitere Fortschritte erzielen
wollen.“

In dieser von wirtschaftlicher Sta-
gnation, drohender Arbeitslosigkeit,
wachsendem wirtschaftlichen Macht-
mi§brauch der Unternehmer und ver-
stŠrkter Diffamierung gewerkschaft-
licher Forderungen gekennzeichneten
Lage sehen sich die Gewerkschaften
vor neue Konsequenzen gestellt: Ent-
weder sich den von der Regierung im
Interesse des Monopolkapitals ver-
ordneten Ma§halte-Parolen anzupas-

sen oder unter BerŸcksichtigung der
zugespitzten InteressengegensŠtze mit
dem Einsatz aller gewerkschaftlichen
Mittel die Interessen der Arbeitneh-
mer wirksam zu vertreten.

In einer Entschlie§ung der Vertrau-
ensleute- und BelriebsrŠte-Konferenz
der IG Metall, die im September in
Karlsruhe stattfand, hei§t es:

„Die Delegierten sehen angesichts
des weitgehenden Versagens der
politischen Führungskräfte in der
Bundesrepublik in den Gewerk-
schaften die wichtigste demokra-
tische Kraft, die in der Lage ist,
den reaktionären Bestrebungen der
Bundesregierung entgegenzutreten,
den Lebensstandard und die sozia-
len Rechte der Arbeitnehmer zu
sichern und die verfassungsmäßigen
Grundrechte und -freiheilen zu er-
halten.“

Diese Situation unterscheidet sich in-
sofern von der bisherigen betrieb-
lichen Praxis, als man sich nun darauf
einstellen mu§, Erreichtes zu erhalten
und neue Erfolge mšglich zu machen,
indem man sich auf die Kampfkraft
stutzt. Im Unterschied zur Vergangen-
heit, wo BetriebsrŠte und Vertrauens-
leute sich zumeist mit Arbeitsrecht,
Betriebsverfassungsrecht und Tarif-
fragen beschŠftigten, um durch Kon-
trollma§nahmen die reale Verwirk-
lichung gewerkschaftlicher Erfolge zu
bewerkstelligen.

Das wird nun anders. Die IG Metall
stellt sich auf das von Regierung und
Unternehmern geschaffene frostige so-
ziale Klima ein. Sie gehl davon aus,
da§ die Wahrnehmung der Arbeitneh-
merinteressen eine unabŠnderliche ge-
werkschaftliche Pflicht ist, die keines-
wegs Konflikt  - Situationen aus dem
Wege gehen kann, da die Konflikt-
beziehung zwischen Arbeitnehmern
und Arbeitgebern eine objektive ge-
sellschaftliche Ursache hat.

Zwei extreme Beispiele dafŸr, wie die
Interessen der Arbeiter wahrgenom-
men oder nicht wahrgenommen wer-
den kšnnen, sind der Streik in der
Maschinenfabrik Faber & Schleicher in
Offenbach und die Vereinbarung zwi-
schen Firmenleitung und Betriebsrat
der Firma Wolff in Bochum, die eine

10%ige Herabsetzung der Effektiv-
Verdienste beinhaltet. WŠhrend sich
der Betriebsrat der Firma Wolff (es
gibt in diesem 400-Mann-Betrieb kei-
nen gewerkschaftlichen Vertrauens-
kšrper) einer demagogischen ãArgu-
mentation" des Firmeninhabers beugte
und die SchmŠlerung des Effektiv-
Verdienstes in Kauf nahm, weil die
Betriebsleitung gedroht hatte, sonst
Arbeitnehmer zu entlassen, streikten
in Offenbach 2000 Arbeiter gegen die
KŸrzung sozialer Leistungen und
zwangen die Firmenleilung zum RŸck-
zug.

Um eine Vorstellung davon zu erhal-
ten, wie die šrtlichen Organisationen
der IG Metall diese Vertrauensleute-
wahl vorbereiten, befragten wir den
1. BevollmŠchtigten einer gro§en Ver-
waltungsstelle im Ruhrgebiet. Hier
sind seine Vorstellungen:

Die Ortsverwaltung will  sehr grŸnd-
lich Ÿber die verŠnderte Lage und
Aufgabenstellung der Gewerkschaft
diskutieren, wie es die jŸngste Bei-
ratssitzung der IG Metall deutlich
machte. Das gleiche soll auf einer
Verlrelerversammlung der Verwal-
tungsstelle geschehen, damit auch al-
len betrieblichen FunktionŠren deut-
lich wird, vor welchen Aufgaben die
Gewerkschaft steht, welche Schwierig-
keiten zu erwarten sind und welche
SolidaritŠt und innergewerkschaftliche
Kraftentfaltung daher mobilisiert wer-
den mu§, um den Forderungen der
Kollegen und Arbeitnehmer gerecht
zu werden. Die Ortsverwaltung will
die Forderung der IG Metall durch-
setzen: Kein Betrieb ohne gewŠhlte
Vertrauensleute; kein Betrieb ohne
Vertrauenskšrper; kein Vertrauens-
kšrper ohne gewŠhlte Leitung. Zu die-
sem Zweck wird allen Betrieben emp-
fohlen, ein betriebliches Arbeitspro-
gramm bzw. einen Betriebsplan anzu-
fertigen, der die betriebliche Aufgaben-
stellung und die organisatorische Pla-
nung des Vertrauenskšrpers enthŠlt.

Diese Bemerkungen verdeutlichen, da§
sich in vielen gewerkschaftlichen Or-
ganisationen ein neues VerstŠndnis
fŸr die entstandene Lage bemerkbar
macht. Der IG-Metall-Vorsitzende Otto
Brenner hatte dazu auf der besagten
Vertrauensleute- und BetriebsrŠte-
Konferenz festgestellt: „Die Gewerk-
schaften befinden sich in einer beson-
deren Phase der Auseinandersetzung.
Sie ist dadurch gekennzeichnet, daß
sich in fast allen Bereichen sichtbare
restaurative Tendenzen zeigen. Man
kann von einer Art Frontalangriff auf
sehr viele Positionen sprechen, die
die Gewerkschaften im Laufe ihres
langen Kampfes für die Arbeitnehmer
errungen haben.“

Auf diese Auseinandersetzung will
sich die IG Metall durch eine gute
Vorbereitung ihrer Vcrtrauensleute-
wahlen grŸndlich einstellen. Nur in
den Betrieben wird es mšglich sein,
das Gegengewicht gegen den Macht-
mi§brauch der Unternehmer zu formen,
das wirksame Gegenwehr ermšglicht.

Heinz Czymek
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Ernste Warnung
Die hessischen UnternehmerverbŠnde
haben ãvorsorglich" Klage beim Lan-
desverwaltungsgericht gegen die Ver-
fassung des Landes Hessen, erhoben.
Nach ihrer Ansicht, so geben sie vor,
verstš§t der Artikel 29 gegen die
ãGleichheit" der Kampfmittel bei Ta-
rifkonflikten. Der Artikel 29 verbietet
die Aussperrung von Arbeitnehmern.
Nach dem Kriege war diese Bestim-
mung Ñ  im Ÿbrigen mit den Stimmen
der CDU Ñ  in die Landesverfassung
aufgenommen worden, um Arbeiter
und Angestellte besser gegen den
Mi§brauch wirtschaftlicher Macht
schŸtzen zu kšnnen. Man hat damit
bewu§t eine Lehre aus den VorgŠngen
in der Mitte der zwanziger Jahre ge-
zogen, als vor allem in der Stahlindu-
strie und im Bergbau die Unterneh-
mer zeitweilig Millionen Arbeiter aus-
sperrten.

Es ist eine alte Diskussion, die um
die Gleichstellung von Streik und
Aussperrung gefŸhrt wird und die
seit der Massenaussperrung von Me-
tallarbeitern vor drei Jahren in Ba-
den-WŸrttemberg an AktualitŠt nichts
verloren hat. Das Unternehmerargu-
ment ist recht oberflŠchlich und sim-
pel und erscheint wohl gerade des-
halb so vielen Kolporteuren in Presse
und Funk, aber auch Arbeitnehmern,
als einleuchtend. Es besagt, was fŸr
die Arbeitnehmer der Streik sei, das
sei fŸr die Unternehmer die Aus-
sperrung.

Aber ist das keine Macht, wenn
einer in Privalbesitz hat, was die
Allgemeinheit zum Leben braucht:
Fabriken, Rohstoffe, Produkte?
Wenn den Arbeitnehmern dann der
hšhere Anteil am steigenden Er-
gebnis ihrer Arbeit verwehrt wird
oder wenn bestehende Leistungen
wieder zurŸckgenommen werden,
dann bleibt ihnen nichts als die
Arbeitsverweigerung, um der Macht
der Besitzenden eine Macht der
Besitzlosen entgegenzustellen. Das
ist das ganze Einmaleins des Streiks
und seiner moralischen Berech-
tigung.

Es leuchtet ein, da§ die Aussperrung,
diese gewaltsame Behinderung der
Lohn- und GehaltsempfŠnger am Brot-
erwerb, die Macht der Besitzlosen auf-
heben und die †bermacht der Besit-
zenden wiederherstellen soll. Das Ver-
bot der Aussperrung ist im Grunde
nichts anderes als ein Teil der FŸr-
sorgeverpflichtung des Staates gegen-
Ÿber dem sozial SchwŠcheren.

Wenn die Unternehmer in Hessen, wo
dieses Verbot noch besteht, jetzt da-
gegen Sturm laufen, mu§ man ihre
Handlungsweise offensichtlich im Lichte
der Notstandskonzeplion der Regie-
rung und der Konjunkturflaute be-
urteilen. Sie geben damit zu erkennen,
was sie im Schilde fŸhren, und fŸr die
Arbeitnehmer sollte das eine ernste
Warnung sein. Sb.

Bildungsurlaub auf der Tagesordnung

DGB-Forderung an Gesetzgeber und Unternehmer

Moderne Arbeitswelt erfordert ständige Qualifizierung

Nachdem in den letzten Jahren der bezahlte Bildungsurlaub als Forderung Ein-
gang in das Grundsatz- und Aktionsprogramm des DGB gefunden hat, steht
seine Verwirklichung jetzt auf der Tagesordnung. Der Deutsche Gewerkschafts-
bund hat im November GrundsŠtze fŸr die GewŠhrung eines Bildungsurlaubs
veršffentlicht. Eine entsprechende Forderung wurde an den Gesetzgeber und die
Unternehmerschaft gerichtet.

Der DGB fordert zehn Arbeitstage, die
zusŠtzlich zum normalen Urlaub ge-
wŠhrt werden sollen. FŸr Arbeitneh-
mer, die mehr als fŸnf Tage die Woche
arbeiten,soll der Bildungsurlaub zwšlf
Tage betragen. Nach sechsmonatigem
Bestehen des ArbeitsverhŠltnisses hat
nach dem DGB-Vorschlag der Arbeit-
nehmer Anspruch darauf. Der Bildungs-
urlaub soll nach dem Einkommen in
den letzten 13 Wochen vor Urlaubs-
antritt bezahlt werden.

Diese neue Form des Urlaubs darf,
vzie es in den GrundsŠtzen des DGB
hei§t, nicht zweckentfremdet werden:
Bildungsurlaub kšnne nur fŸr Zwecke
der politischen und beruflichen Wei-
terbildung bzw. fŸr Fortbildungsma§-
nahmen fŸr Mitarbeiter der Erwachse-
nenbildung gewŠhrt werden. Voraus-
setzung mŸsse sein, da§ die Ver-
anstaltungen, Kurse, LehrgŠnge usw.
von anerkannten BildungstrŠgern
durchgefŸhrt wŸrden.

Wie schon in der Vergangenheit, hat
die Bundesvereinigung Deutscher Ar-
beitgeberverbŠnde jetzt erneut diese
Gewerkschaftsforderung abgelehnt.
DafŸr werden zwei GrŸnde geltend
gemacht, nŠmlich die angebliche finan-
zielle Belastung der Wirtschaft und
die ãGefahr schematisierender Ein-
griffeÒ in die bereits bestehende Bil -
dungsarbeit, welche den Unternehmern
natŸrlich genŸgt.

Auf den ersten Blick mag die Forde-
rung: ãZehn Tage zusŠtzlicher Bil -
dungsurlaub fŸr alle" als harter Brok-
ken erscheinen. Aber bei nŸchternem
Hinsehen entpuppt sie sich als er-
staunlich harmlos. Selbst wenn alle
Arbeitnehmer vom Bildungsurlaub
Gebrauch machen wŸrden, kŠme das
lediglich einer ArbeitszeitverkŸrzung
von iVs Stunden gleich. Aber die
Gewerkschaften rechnen damit, da§
nur ein Teil ihn beanspruchen wird.
Insgesamt dŸrfte nach sachkundigen
SchŠtzungen die EinfŸhrung des zehn-
tŠgigen Bildungsurlaubs nur einer
Lohn- und Gehaltserhšhung von 1,5
Prozent entsprechen. Dieser ãTrumpfÒ
der Gegenargumentation sticht also
nicht.

Die Bundesvereinigung der Arbeit-
geberverbŠnde weist in der Ablehnung
der DGB-Forderung darauf hin, da§

Kammern, VerbŠnde, Organisationen
und Betriebe ãeine FŸlle von Einrich-
tungen, Kursen und LehrgŠngenÒ ge-
schaffen haben. Jeder ãschematisie-
rende Eingriff" in diese BemŸhungen,
sei es durch den Gesetzgeber oder die
Tarifparteien, wŸrde genau das Ge-
genteil dessen bewirken, so meint die
BDA, was beabsichtigt sei. Das ist im
Grunde ein erfreuliches GestŠndnis;
denn ãbeabsichtigt" ist, wie die Pra-
xis immer wieder zeigt, die Arbeit-
nehmer nur fŸr die BedŸrfnisse des
jeweiligen Betriebes auszubilden. Es
kommt aber darauf an, die Arbeiter
und Angestellten allgemein hšher zu
qualifizieren, um sie im Berufsleben
nicht nur leistungsfŠhiger, sondern
auch unabhŠngiger von einem Betrieb
zu machen.

Diesem Ziel kšnnte der Bildungs-
urlaub wesentlich dienen. Vor al-
lem wird eine stŠrkere Beteiligung
der Gewerkschaften an der gesell-
schaftlichen und beruflichen Er-
wachsenenbildung erforderlich sein.
Die Zeiten sind endgŸltig vorbei,
in denen eine einmalige Grundaus-
bildung ausreichte, um einiger-
ma§en durchs Leben zu kommen.
Im Zeitalter des schnellen tech-
nischen Fortschritts sind die Arbeit-
nehmer gezwungen, sich bis ins
hohe Alter hinein stŠndig weiter-
zubilden, um mit den Anforderun-
gen im Erwerbsleben Schritt hallen
zu kšnnen. Das darf keine Ange-
legenheit bleiben, die nebenbei,
nach Feierabend, erledigt wird.

Der Bildungsurlaub ist eine gerecht-
fertigte Forderung, die im Ÿbrigen gar
nicht so neu ist. Audi die UNESCO
und die Internationale Arbeitsorgani-
sation haben vor Jahren schon diese
Forderung aufgestellt.

Der DGB hat erklŠrt, da§ er einer
bundesgesetzlichen Regelung den Vor-
zug geben wŸrde, kŠme sie schnell
zustande. Der Anspruch auf den Bil-
dungsurlaub kšnne aber audi durdi
TarifvertrŠge begrŸndet werden. Es
wird also erforderlich sein, solange
sidi im Bundestag keine Mehrheit fŸr
diese DGB-Forderung findet, den Bil -
dungsurlaub tarifvertraglidi anzustre-
ben und zu verankern, um einem drin-
genden Erfordernis der Gegenwart
gerecht zu werden. -ni

In



Probleme der Gesellschaft

Aus Diskussionsreden auf der Konferenz

„Entwicklungstendenzen des Spätkapitalismus"

Wir setzen mit den folgenden BeitrŠgen den Abdruck von
AuszŸgen aus Diskussionsreden und Referaten fort, die im
Juni 1966 auf der von den NACHRICHTEN veranstalteten
wissenschaftlichen Konferenz zum Thema ãEntwicklungs-
tendenzen des SpŠtkapitalismus" in Frankfurt am Main
gehalten wurden. FŸr den interessierten Leser sei ver-
merkt, da§ bisher DiskussionsbeitrŠge von Heinz Seeger,
Prof. Dr. Reinhold, Prof. Dr. Prager, Helmut Schauer,
Jacques Kahn, Prof. Dr. Maier, Karl Otto (Nr. 7), Willi
Gerns, Lilo Schneider (Nr. 9) und Herrn Schuster (Nr. 10)
erschienen sind. Es ist beabsichtigt, nadi Abschlu§ der Vor-
arbeiten ein Protokoll mit den sehr informativen Refe-
raten und Diskussionen herauszubringen.

Prof. Dr. Reinhold:

Neue Erscheinungen des Kapitalismus

In den letzten Jahren ist in der Arbeiterbewegung, beson-
ders in Westeuropa, eine lebhafte Diskussion entbrannt,
die das Ziel verfolgt, die neuen Erscheinungs- und Bewe-
gungsformen des Kapitalismus von heute exakt zu analy-
sieren, um daraus theoretische Schlu§folgerungen fŸr die
Bedingungen des Kampfes der Arbeiterbewegung und die
Richtung dieses Kampfes abzuleiten. Ein wesentlicher Bei-
trag zu dieser Diskussion wurde mit dem Buch ãImperialis-
mus heute" (Dietz-Verlag GmbH, Berlin) versucht.

Bei dieser Diskussion mŸssen wir davon ausgehen, da§ in
der Nachkriegszeit fŸr die Entwicklung des Kapitalismus
eine Reihe neuer Existenzbedingungen entstanden sind, die
sich auf das Wirken der škonomischen Gesetze sowie die
Bewegungsformen der WidersprŸche auswirken und dar-
Ÿber hinaus zu vielen neuen Erscheinungen gefŸhrt haben.
Eine dieser neuen Existenzbedingungen ist offensichtlich
das Vorhandensein eines sozialistischen Weltsystems, das
sich im Wettstreit mit dem Kapitalismus befindet. Dieser
Wettstreit zwischen Kapitalismus und Sozialismus beein-
flu§t alle wesentlichen Entscheidungen der imperialistischen
MŠchte. Aus diesem Wettstreit heraus wird der Versuch
unternommen, die KrŠfte gegen das sozialistische Lager zu
koordinieren und neue Ma§nahmen zu treffen, um die
Wirtschaft in einem schnelleren Tempo zu entwickeln.

Eine weitere neue Existenzbedingung ist auch der Voll -
zug der technischen Revolution. Wenn man allein diese
Tatsachen nimmt, ergeben sich daraus viele škonomische
und politische Probleme, darunter eine Anzahl, deren
Lšsung den Rahmen des Privateigentums an Produktions-
mitteln Ÿbersteigt. Dabei sind nur zu erwŠhnen die Probleme
der Forschung und Entwicklung, der InvestitionstŠtigkeit,
der Finanzierung der modernen Technik, der Entwicklung
und Lenkung der MŠrkte und der internationalen Zusam-
menarbeit. Diese kšnnen schon nicht mehr von den einzel-
nen kapitalistischen Unternehmen und oft nicht einmal von
den gro§en Konzernen gelšst werden, sondern es wird
immer notwendiger, den Staat in die škonomische TŠtigkeit
einzubeziehen. An und fŸr sich ist dies ein Merkmal dafŸr,
da§ der †bergang vom Kapitalismus zum Sozialismus ob-
jektiv auf der Tagesordnung steht, das hei§t eine gesell-
schaftliche Lenkung und Leitung der entscheidenden wirt-
schaftlichen Prozesse.

Die erste Schlu§folgerung, die wir aus der Analyse dieser
neuen Existenzbedingungen ableiten, ist die These, da§
der imperialistische Staat heute zu einem eigenen škono-
mischen Faktor geworden ist, ohne den der gesellschaft-
liche Reproduktionsproze§ nicht mehr vor sich gehen kann.
Fast die HŠlfte des Nationaleigentums der Bundesrepublik 
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wird heute Ÿber Steuern und Abgaben in den HŠnden der
verschiedenen Haushalte konzentriert. Nach offiziellen An-
gaben betrugen die gesamten Staatsausgaben aller Haus-
halte und aller staatlichen Einrichtungen im Jahre 1965
165 Milliarden DM. Ein wachsender Teil der Investitionen
wird damit entweder direkt staatlich finanziert oder mit
Hilfe staatlicher Ma§nahmen gelenkt. Die Mittel, die der
Staat fŸr Forschungszwecke ausgibt, wachsen stŠndig. Be-
stimmte Formen der Planung, der Programmierung oder
wie immer man es bezeichnen will,  entwickeln sich weiter.
Der Staat wird von den Monopolen nicht mehr nur benutzt,
um nachtrŠglich bestimmte WidersprŸche zu mildern, son-
dern den Reproduktionsproze§ von vornherein zu organi-
sieren. Diese Entwicklung des staatsmonopolistischen Kapi-
talismus, die Verflechtung der Macht der Monopole mit der
Macht des Staates, hat sich dabei au§erordentlich beschleu-
nigt und eine neue Stufe erreicht.

Die zweite Schlu§folgerung, die daraus zu ziehen ist, be-
steht darin, da§ die Entwicklung gewisser Konzerngruppen,
ihres Profites und ihrer škonomischen Macht, immer mehr
davon abhŠngt, in welchem Ma§e sie den Staat direkt
beherrschen. In der Literatur der Bundesrepublik wird fest-
gestellt, da§ die Hšhe der Profite und viele andere Fak-
toren, die die Entwicklung einzelner Konzerne und Kon-
zerngruppen bestimmen, wesentlich von staatlichen Ent-
scheidungen bestimmt werden, wie zum Beispiel Entschei-
dungen Ÿber die Hšhe und den Umfang der Subventionen
und Ÿber die Kreditbedingungen. Wir haben einmal ein
WechselverhŠltnis, in dem der Einflu§ der Konzerne und
Monopole auf den Staat und seine Politik begrŸndet ist in
ihrer škonomischen Macht. Aber unter diesen neuen Be-
dingungen gibt es zugleich auch die Wechselwirkung, da§
die škonomische Macht einer einzelnen Konzerngruppe
immer stŠrker dadurch bestimmt wird, wie unmittelbar sie
speziell den Staat, seine Institution, seine Politik beherrscht.
Der Konkurrenzkampf um den direkten und vollstŠndigen
Einflu§ auf den Staat und seine Politik ist zu einer wich-
tigen Frage des modernen Kapitalismus geworden. Aber
nicht nur die Entwicklung der Monopole und Konzern-
gruppen wird durch diese neuen Erscheinungen wesentlich
beeinflu§t, sondern auch die wirtschaftliche und soziale
Lage der Arbeiter und Angestellten sowie der Bauern und
vieler anderer WerktŠtigen wird in neuer Weise von staat-
lichen Entscheidungen beeinflu§t, insbesondere von wirt-
schaftspolitischen Entscheidungen.

Die dritte Schlu§folgerung ist, da§ der eine immer grš§ere
Rolle spielt, der unter diesen neuen Bedingungen den Staat
beherrscht und seine Politik bestimmt. Hier werden die
Probleme einer echten Demokratie aufgeworfen und immer
mehr zu einer SchlŸsselfrage im Ringen der modernen
Arbeiterbewegung und der anderen, nicht monopolistischen
KrŠfte. Nachhaltige Erfolge im škonomischen und sozialen
Kampf kšnnen darum auf die Dauer nur erzielt werden,
wenn dieser mit dem Ringen um die VerŠnderung der
politischen MachtverhŠltnisse unmittelbar verbunden wird.
NatŸrlich wirft die Verteilung des Sozialproduktes und des
Staatshaushaltes nicht nur allgemeinpolitische Fragen auf,
sondern sie Ÿbt auch einen unmittelbaren Einflu§ auf die
Hšhe der Profite der Konzerngruppen und auf die škono-
mische Entwicklung in der Bundesreublik Ÿberhaupt aus.

Unter diesen Bedingungen ergibt sich daher fŸr Arbeiter,
Angestellte, Wissenschaftler und alle anti-monopolistischen
KrŠfte die Frage, wie ein wirksamer demokratischer Ein-
flu§ auf die Gestaltung der Politik erreicht werden kann.
Besonders fŸr Arbeiter und Angestellte wird, wie gesagt,
das Ringen um Demokratie zu einer SchlŸsselfrage. Des-
halb glauben wir (die Verfasser des Buches ãImperialismus
heute") Ñ  das ist eine unserer Thesen Ñ , da§ unter diesen
Bedingungen die Politisierung der Gewerkschaftsarbeit,
die Verbindung der škonomischen und sozialen Forderun-
gen mit dem Ringen um Einflu§ auf die Politik des Staates
eine GesetzmŠ§igkeit des heutigen Kapitalismus ist. Die
Forderung nach einer Ausweitung der Mitbestimmung!
nach Ausweitung der Demokratie und das DrŠngen des
Monopolkapitals entgegengesetzt nach ihrem Abbau, ist
nicht subjektiv bedingt, sondern entspringt der objektiven
Lage, aus den neuen Erscheinungen des heutigen Kap1-
talismus.



Das hei§t, hier vollzieht sich ein objektiver Proze§, ein
Proze§, der im Grunde ausgelšst wird von der technischen
Revolution. Daher die entscheidende Frage, wie die Lohn-
und GehaltsempfŠnger und ihre Gewerkschaften einen
ausreichenden Einflu§ erlangen. Die technische Revolution
macht besondere Ma§nahmen in der Planung und Pro-
grammierung notwendig. Aber notwendig ist fŸr die Arbeit
der Gewerksdiaften offensichtlich, diesem Programmierungs-
programm der Monopole ein eigenes Programm ent-
gegenzustellen.

Daraus ergibt sich schlie§lich die vierte Hauptthese, da§
nŠmlich unter diesen neuen Bedingungen der Kampf um
Demokratie zu einer komplexen Frage geworden ist, die in
der Politik und auf dem Gebiet der Wirtschaft gelšst wer-
den mu§. Aus der Verquickung der škonomischen und poli-
tischen Macht unter den heutigen Bedingungen des moder-
nen Kapitalismus kann nur die Einheit des Kampfes um
politischen und škonomischen Einflu§ in den Monopolen
und Konzernen und den Ÿberbetrieblichen Einflu§ auf die
Gestaltung der Wirtschaft zu demokratisdien Positionen
fŸhren, die es gestalten, die Interessen der Lohn- und
GehaltsempfŠnger durchzusetzen.

Zusammenfassend ist noch einmal zu unterstreichen: Wir
Marxisten sind vom Sieg des Sozialismus fest Ÿberzeugt.
Viele Probleme, die mit dem staatsmonopolistischen Kapi-
talismus ZusammenhŠngen, sind im Grunde eine BestŠtigung
dieser Notwendigkeit. Zugleich aber lassen sich Marxisten
nicht von irgendwelchen Wunschvorstellungen leiten, son-
dern gehen von der gesellschaftspolitischen Situation des
heutigen modernen Kapitalismus aus. Sie leiten aus den
neuen Bedingungen ab, da§ zwischen dem staatsmonopo-
listischen Kapitalismus und dem Sozialismus eine Etappe
liegt, die man als anti-imperialistische Demokratie bezeich-
nen kšnnte. Ihr wesentliches Kennzeichen besteht darin,
da§, ausgehend vom Grundgesetz, demokratische VerŠnde-
rungen vollzogen werden mŸssen, die der Mehrheit der
Gesellschaft, den Lohn- und GehaltsempfŠngern, den Wis-
senschaftlern und den Bauern, einen entscheidenden Ein-
flu§ auf die Gestaltung der gesellschaftlichen Prozesse
sichern.

Dr. Hemberger:

Verschiedene Aspekte der Rüstung

Es gibt keinen Zweifel darŸber, da§ die RŸstung eine Form
riesiger Verschwendung darstellt, die, auf lange Sicht
betrachtet, das wirtschaftliche Wadistum stark beeintrŠch-
tigt und schlie§lich hemmt. Es ist dabei nicht ausgeschlos-
sen, da§ durch die RŸstung zeitweilig Multiplikations-
effekte in der Wirtschaft auftreten kšnnen, die ein gewisses
wirtschaftliches Wachstum stimulieren. Wenn man diese
Frage der RŸstung in der Bundesrepublik und ihre Folgen
fŸr das wirtschaftliche Wadistum behandelt, so ist das ein
kompliziertes Problem, weil es gegenŸber den anderen
IndustrielŠndern, wie z. B. den USA, Gro§britannien oder
audi Frankreidi, eine Reihe von Besonderheiten und Unter-
sdiieden gibt. Diese Tatsache kann nidit den Blick dafŸr
trŸben, da§ auch in der Bundesrepublik die VerhŠltnisse
immer ãamerikanisdier" werden. Man kann aus militŠrischen
PlŠnen schlu§folgern, da§ bis zum Jahre 1970 die direkten
RŸstungsausgaben aller Wahrscheinlichkeit nach auf drei-
§ig Milliarden DM anwachsen werden.

Es gibt aber bei der Behandlung der Auswirkungen der
RŸstung auf das wirtschaftliche Wachstum eine ganze Reihe
Probleme. Ich habe immer den Eindruck, da§ wir die Frage
der RŸstung noch sehr vom konventionellen Standpunkt
aus behandeln, also vom Standpunkt der BegriffsprŠgung,
wie wir sie anhand der Erfahrungen des ersten und zwei-
ten Weltkrieges besitzen.

Mit der technischen Revolution geht eine militŠrische Revo-
lution einher. Die Anforderungen des MilitŠrwesens an die
Wirtschaft wachsen im ungeheuren Ma§stab an. Als Bei-
spiel hierfŸr sei nur erwŠhnt, da§ die Versorgungseinrich-
tungen der Bundeswehr zwei Millionen der verschiedensten 

Artikel planen. Ein modernes Kaufhaus fŸhrt in der Regel
nur 30 000 bis 40 000 Artikel. Bei den militŠrischen Anfor-
derungen geht es hierbei heute nicht allein um Waffen
oder Waffensysteme. Eine Vielzahl von anderen Produk-
tionsmitteln und KonsumgŸtern ist erforderlich, um eine
moderne Armee aktionsfŠhig zu halten. Hinzu kommt, da§
unter diesen Bedingungen des technischen Fortschritts
eigentlich auch mehr und mehr die Grenzen zwischen der
unmittelbaren und direkten RŸstungsproduktion und der
zivilen Produktion verschwinden. Diese Grenzen sind heute
Šu§erst flie§end geworden. Hinzu kommt auch noch, da§
daneben weite Bereiche der Infrastruktur ebenfalls eine
gro§e militŠrische Bedeutung erlangt haben. Das geht bis
hinein in das Bildungs- und Gesundheitswesen.

Aus diesem Grund ergibt sich das Problem, ob unsere Vor-
stellungen und unsere Begriffsbestimmungen Ÿber RŸstung
und RŸstungswirtschaft, die ja mehr oder weniger geprŠgt
worden sind aus den Erfahrungen der zurŸckliegenden
Zeiten, heule noch ausreichen, um die Wirkung der RŸstung
auf die Wirtschaft und auf das wirtschaftliche Wachstum
zu erfassen.

Eine andere Erscheinung, die eng mit dem technischen
Fortschritt zusammenhŠngt, der zu einer raschen Erhšhung
der volkswirtschaftlichen ProduktivitŠt gefŸhrt hat, ist die

„Entwicklungstendenzen des Spätkapitalismus'’

Beiträge zur Diskussion um Bexvegungsformen und Per-
spektive der kapitalistischen Gesellschaft.
Herausgegeben von Heinz Seeger, 799 Friedrichshafen,
Erlenxveg 3/9.
88 Seiten, 3,00 DM.

Tatsache, da§ die Grenzen fŸr die Belastung einer Volks-
wirtschaft durch die RŸstung elastischer geworden sind.
Es ergeben sich daraus auch ganz bestimmte Konsequenzen
fŸr den ganzen Problemkreis der sozialen Folgen der
RŸstung. Aus der Zeit des ersten und zweiten Weltkrieges
wissen wir, da§ eine RŸstungswirtschaft in der Regel sofort
und schnell zu einem raschen Abbau des sozialen Lebens-
standards gefŸhrt hat. Heute erleben wir, da§ die RŸstung
aufgeblŠht wird, aber da§ dies nicht in dem gleichen
Tempo zu einem Abbau des Lebensstandards fŸhrt. Daraus
ergeben sich eine ganze Reihe von bestimmten Schlu§-
folgerungen, wie und in welcher Weise sich z. B. die
Gewerkschaften gegenŸber der RŸstung verhalten mŸssen.
Es gibt keine Trennung mehr zwischen einer Wirtschafts-
politik im Interesse der RŸstung oder einer, die friedliche
Zwecke verfolgt.

Wir sehen, da§ sich auch in der Bundesrepublik ein hem-
mender Effekt der RŸstung zeigt. Es gibt z. B. die inter-
essante Feststellung Vernals, da§ die friedliche Nutzung
der Atomenergie durch die militŠrische Forschung auf die-
sem Gebiet um mindestens zehn Jahre verzšgert worden
ist. Hier zeigt sich die Verschwendung und Vergeudung
von ProduktivkrŠften durch die RŸstung. Gewi§ treten bei
der Forschung fŸr die RŸstung natŸrlich auch viele Neben-
produkte auf, die zivil nutzbar gemacht werden kšnnen,
aber man mu§ doch die Frage stellen, was ist das eigent-
lich fŸr eine Gesellschaftsordnung, die die Entwicklung der
Wissenschaft und Technik im Interesse des gesellschaft-
lichen Fortschritts und der Hebung des Lebensstandards als
ein Nebenprodukt betrachtet? Wenn der technische Fort-
schritt in dieser verzerrten Art und Weise nur zugunsten
des MilitŠrwesens entwickelt wird und der technische Fort-
schritt im zivilen Sektor verarmt, dann bedeutet das, da§
ein wichtiger Wachstumsfaktor doch in seiner allseitigen
Wirkung gehemmt wird.

An diesen wenigen Beispielen wird deutlich, da§ in der
Bundesrepublik die RŸstung nidit zur wirtschaftlidien Sta-
bilitŠt, sondern Ñ  auf lange Sidit betraditet Ñ  zu einer
erhšhten wirtschaftlidien LabilitŠt fŸhrt.
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Arbeitslosenunterstützung ungenügend

DGB fordert: zwei Drittel vom letzten Arbeitsverdienst

Bonn belastet Arbeitslosenversicherung mit Fremdaufgaben

Krise und KonjunkturrŸckgang in vielen Zweigen der Wirtschaft haben die
Zahl der Arbeitslosen steigen lassen. Vor allem fŸr Šltere Arbeiter und An-
gestellte ist es schwer, einen neuen Arbeitsplatz zu finden, wenn sie ihr bis-
heriger ãSozialpartnerÒ auf die Stra§e gesetzt hat. So ist eine wachsende Zahl
von Arbeitnehmerfamilien auf das Arbeitslosengeld zur Bestreitung seiner
Lebenshaltung angewiesen.

In den Jahren der geringen Arbeits-
losigkeit hat sich bei der Arbeits-
losenversicherung im ãSabelturm" ein
stattliches Vermšgen von mehr als
sechs Milliarden DM angesammelt.
Bonn hat sich in der Vergangenheit
allen Forderungen, den Beitragssatz
fŸr die Arbeitslosenversicherung zu sen-
ken, widersetzt. Seit dem 1. Oktober
dieses Jahres sind die Einnahmen der
Arbeitslosenversicherung durch die
Erhšhung der Beitrags- und Leistungs-
bemessungsgrenze von bisher 750 DM
auf 1300 DM im Monat noch betrŠcht-
lich gestiegen.

Die Leistungen der Arbeitslosenver-
sicherung sind jedoch, trotz jŠhrlicher
Mehreinnahmen von 400 Millionen
DM, durch die Erhšhung der Beitrags-
bemessungsgrenze, nach wie vor un-
zureichend. Das Arbeitslosengeld be-
trŠgt nur 40 Prozent des durchschnitt-
lichen letzten Arbeitsverdienstes bis
zur Hšhe der Bemessungsgrenze, d. h.
im Hšchstfall 520 DM im Monat. Not-
wendig wŠre es daher jetzt, die An-
strengungen fŸr die Verwirklichung
der Forderung des DGB-Aktionspro-
gramms zu verstŠrken, das Arbeits-
losengeld auf mindestens zwei Drittel
des letzten Arbeitsverdienstes zu er-
hšhen. Das sind die Gewerkschaften
den jetzt arbeitslos gewordenen Kol-
leginnen und Kollegen schuldig.

Die Gewerkschaften werden dabei
allerdings auf den erbitterten Wider-
stand der Regierenden in Bonn sto-
§en, die offensichtlich die Einnahmen
und Mittel der Arbeitslosenversiche-
rung ebenso als Reserven und zusŠtz-
liche Geldquelle fŸr den RŸstungs-
haushalt betrachten, wie die der
Rentenversicherung.

So soll die Arbeitslosenversicherung
im Rahmen des ãHaushaltsausgleichs"
fŸr 1967 mit 463 Millionen DM Aus-
gaben fŸr fremde Aufgaben belastet
werden und damit den Bundeshaus-
halt um diese Summe entlasten:

Mill.  DM

†bernahme von FŸrsorge-
leistungen (Arbeitslosenhilfe) 29

†bernahme von Mutterschafts-
leistungen 330

†bernahme von Ma§nahmen zur
Fortbildung der Mittelschichten 54

Aufwendungen fŸr das Leistungs-
fšrderungsgesetz 30
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Au§erdem aber sieht das sogenannte
Stabilisierungsgesetz vor, da§ die
Arbeitslosenversicherung verpflichtet
werden soll, auf Verlangen der Bun-
desbank bis zu einem Drittel ihrer
RŸcklagen Ñ  also mehr als zwei Mil-
larden DM Ñ  bei dieser zwangsweise
als ãKonjunkturreserve" zu hinter-
legen. Auf diese Weise will  sich Bonn
die Handhabe schaffen, Milliarden-
betrŠge der aus den BeitrŠgen der
Arbeiter und Angestellten angesam-
melten Reserven der Arbeitslosenver-
sicherung fŸr seine RŸstungspolitik zu
mobilisieren.

Die Gewerkschaften sollten diesem
massiven Angriff auf die Gelder der
Arbeitslosenversicherung energisch
entgegentreten und statt dessen eine
Erhšhung ihrer Leistungen durchset-
zen. Noch kann der dritte Raubzug
auf die Gelder der Sozialversicherung,
der von den Herrschenden in Deutsch-
land in diesem Jahrhundert gestartet
wird, gestoppt werden. A.B.

Landesversicherungsansfalf in

Zahlungsschwierigkeiten

Die letzten Rentenauszahlungen der
LandesversicherungsanstaltOldenburg-
Bremen haben nur mit MŸhe aufge-
bracht werden kšnnen. Die LVA hat
zwar sehr sichere langfristige Investi-
tionen getŠtigt, die RŸckflŸsse daraus
genŸgen aber nicht, um die Zahlungs-
verpflichtungen der LVA sicherzustel-
len. Und Wertpapiere kšnnen zur Zeit
nur mit gro§en Verlusten verŠu§ert
werden. Diese alarmierende Mittei-
lung machte der Erste Direktor der
LVA  Oldenburg-Bremen auf einer Ver-
anstaltung des DGB Bremen fŸr Be-
triebsrŠte und Vertrauensleute.

Gewerkschaffskonferenz

der RGW-Länder in Moskau

In Moskau fand im Oktober eine Kon-
ferenz der GewerkschaftsfŸhrungen
der LŠnder statt, die im Rat fŸr gegen-
seitige Wirtschaftshilfe (RGW) zu-
sammengeschlossen sind, also der
GewerkschaftsfŸhrungen der Sowjet-
Union, der sozialistischen Staaten Ost-
und SŸdosteuropas (ohne Albanien) 

und der Mongolei. Aus der DDR war
eine Delegation unter Leitung des
FDGB-Vorsilzenden Herbert Warnke
an der Konferenz beteiligt, an der
auch die jugoslawische Gewerkschafts-
fŸhrung milarbeitete. Eine Delegation
des Weltgewerkschaftsbundes (WGB),
geleitet von SekretŠr Louis Padilla,
nahm als Beobachter teil.

Die Zusammenkunft diente dem ge-
werkschaftlichen Erfahrungsaustausch,
der PrŠzisierung und Publizierung all-
gemein-politischer Forderungen und
der Konzipierung eines europŠischen
allgemeinen Gewerkschaftstreffens.

Beim Erfahrungsaustausch der Ge-
werkschaftsfŸhrungen der RWG-LŠn-
der und Jugoslawiens wurden u. a.
folgende Themen besprochen: Ma§-
nahmen bei der Modifizierung der
wirtschaftlichen Planung, verstŠrkte
škonomische Stimulierung der Pro-
duktionsgestaltung, schšpferische In-
itiative der Arbeiter und Angestell-
ten, EinfŸhrung der wirtschaftlichen
RechnungsfŸhrung, breite Einbezie-
hung der WerktŠtigen in die Leitung
der Produktion, Gemeinsamkeiten und
spezifische nationale Besonderheiten
in der jetzigen Entwicklungsphase der
sozialistischen Gesellschaft. Als Er-
gebnis wurde festgestellt, da§ die ge-
sellschaftliche und politische Bedeu-
tung der Gewerkschaften zusehends
grš§er werde.

Das Vietnamproblem und die deutsche
Frage waren Gegenstand der poli-
tischen Beratungen und Forderungen.
Die Konferenz verurteilte die US-
amerikanische Intervention in Viet-
nam als Gefahr fŸr den Weltfrieden
und unterstŸtzte die VorschlŠge der
Demokratischen Republik (Nord-)Viet-
nam sowie der Befreiungsfront in SŸd-
vietnam zur Beendigung des Konflikts.
Die Konferenz wandle sich weiter
gegen die Bestrebungen der Bundes-
regierung nach atomarer Milbeteili-
gung und Grenzrevision und forderte
verstŠrkte gewerkschaftliche AktivitŠt
gegen diese Tendenzen. Die Konfe-
renz unterstŸtzte die VorschlŠge zur
europŠischen Sicherheit, die der poli-
tische beratende Ausschu§ der Mit-
gliedslŠnder des Warschauer Paktes
publiziert hatte.

Drittes Thema der Beratungen war
der Vorschlag, ein europŠisches Ge-
werkschaftstreffen durchzufŸhren. Im
amtlichen Kommunique hei§t es dazu:
„Die Delegationen der Gewerkschal-
ten, die an der Beratung teilgenom-
men haben, unterstützen alle fort-
schrittlichen Initiativen, die auf die
Festigung des Friedens und der Sicher-
heit in der ganzen Welt gerichtet
sind, und befürworten die Einberufung
eines diesenZielen dienenden gesamt-
europäischen Treffens der Gewerk-
schaftender verschiedenen Richtungen."
Konkrete Einzelheiten der Planung
und Vorbereitung liegen noch nicht
vor. Jedoch ist anzunehmen, da§ die
Gewerkschaften der RGW-LŠnder und
Jugoslawiens die Initiative ergreifen
werden, diesen Plan zu realisieren.

(MS)



raget an den Kollegen Kluncker

In der „Welt der Arbeit" vom 11. November wurden Auszüge einer Rede des
ÖTV-Vorsitzenden Kluncker veröffentlicht, die dieser vor Bundeswehrsoldalen
gehalten hat. Ich erachte es als selbstverständlich, daß die Gewerkschaft ÖTV
die Interessen der Bundeswehrsoldaten vertritt. Es erhebt sich allerdings die
Trage, ob es den Interessen dieser Soldaten, der ÖTV und des DGB dient, wenn
grundlegende gewerkschaftliche Prinzipien in Frage gestellt werden.

Was soll man von folgenden Formu-
lierungen halten: „Die Gewerkschaft
wird keinem die Tür verschließen, weil
er Atomwaffen ablehnt. Aber wenn
die Gewerkschaft durch ihn zum Anti-
Alom-Club werden soll, verweigert
sie ihm die Gefolgschaft."

Werden hier die Dinge nicht auf den
Kopf gestellt? In der Präambel des
DGB - Grundsatzprogramms heißt es:
„Die Gewerkschaften fordern die Äch-
tung und das Verbot der Atomwaffen
und aller sonstigen Massenvernich-
tungsmittel sowie die allgemeine und
kontrollierte Abrüstung." In der Ent-
schließung 3 des letzten DGB-Kon-
gresses heißt es: „Der 7. ordentliche
Bundeskongreß des DGB . . . fordert
die Bundesregierung und die politi-
schen Parteien auf, eigene Abrüstungs-
initiativen zu entwickeln und auf die
atomare Ausrüstung der Bundeswehr
endgültig zu verzichten."

Die Haltung des DGB ist also ein-
deutig: Der DGB lehnt Atomwaffen
ab, und er muß dem die Gefolgschaft
verweigern, der für Atomwaffen ein-
tritt. Offensichtlich trägt der Kollege
Kluncker das Grundsatzprogramm und
wichtige gewerkschaftliche Willens-
bekundungen „nicht unter dem Arm“.

Nehmen wir eine andere Formulie-
rung Klunckers: „Ich sehe keinen
Widerspruch darin, daß die Gewerk-
schaft ÖTV gleichzeitig um die Be-
rufssoldaten wirbt, Ostkontakte knüpft
und Bedingungen für eine Notstands-
gesetzgebung stellt."

Seil wann stellt denn der DGB Bedin-
gungen für die Notstandsgesetzgebung?
Er lehnt Notstandsgesetze ab. Der
7. DGB-Kongreß bekräftigte die auf
dem 6. DGB-Kongreß in Hannover
gefaßten Beschlüsse zur Nolstands-
und Noldienstgesetzgebung. In dem
damals angenommenen Antrag A 10
heißt es: „Der Bundeskongreß lehnt
jede zusätzliche Regelung des Not-
standes und Notdienstes ab."

Bedingungen wollten die Initiatoren
des Initiativantrages 10, Georg Leber
und Freunde, auf dem 7. Bundeskon-
greß stellen. Der DGB - Kongreß ist
ihnen ebensowenig gefolgt wie der
Vorstand der ÖTV den Anregungen
Klunckers, in der Notslandsfrage im
Prinzip auf den von Leber vertretenen
Kurs zu schwenken.

Wenn die ÖTV den gewerkschaft-
lichen Auftrag erfüllen will, dann muß
sie dafür sorgen, daß in der Bundes-
wehr ein friedlicher und demokra-

tischer Geist herrscht. Der Geist des
Militarismus ist erst dann überwun-
den, wenn auch in der Bundeswehr
Ziele verfolgt werden, die mit der
von den Gewerkschaften formulierten
Politik übereinstimmen. Es entspricht
daher einer wirklichen Vertretung der
Interessen der Bundeswehrsoldaten,
sie zu gewinnen für den Kampf gegen
Atomwaffen und gegen die Notstands-
gesetze.

Wenn Kollege Kluncker erklärt, daß
die ÖTV kein Mitglied ihrer Fach-
gruppe Soldaten auffordern wird,
Aktionen gegen die Notstandsgesetze
zu unterstützen, so widerspricht dies
den Gewerkschaftsbeschlüssen. Es hilft
auch nicht den Soldaten, die auf dem
Boden der Gewerkschaften stehen, in
der Bundeswehr für Frieden und De-
mokratie und gegen das militaristische
Obrigkeitsdenken zu kämpfen.

Aufgabe der Gewerkschaften ist doch
gerade, dafür zu sorgen, daß die Sol-
daten der Bundeswehr nicht für anti-
demokratische und friedensgefähr-
dende Abenteuer mißbraucht werden.
Kollege Kluncker sollte nicht dazu
beitragen, die klaren Beschlüsse des
DGB in Frage zu stellen.

Fritz Br., Reutlingen

Die Solidarität nicht vergessen!

Wie jedes Jahr zu den Weihnachts-
feiertagen und vor der Silvesternacht,
wird auch dieses Jahr wieder der bie-
dere Bürger durch seine Hauszeitung
und das Fernsehen über alle jene bra-
ven Mitmenschen unterrichtet werden,
die, während er — der biedere Bür-
ger — sich der Geruhsamkeit und den
Genüssen der Festlichkeit hingibt, für
sein Wohlergehen sorgen: die Gas-
und Elektrizitätswerker, die Straßen-
bahn- und Zugführer und die Matro-
sen und Kapitäne, die sich gerade auf
hoher See befinden. Und dann wird
man an jene einsamen allen Menschen
in den Altersheimen und die Kleinen
in den Waisenhäusern erinnern, die
keine Angehörigen mehr haben, mit
denen sie sich zusammenfinden kön-
nen.

Das ist gut so, diese Besinnung auf
menschliche Werte in einer hektischen,
schnellebigen Zeit. Aber man wird in
allen diesen rührenden Berichten kaum
ein Wort des Gedenkens an jene fin-
den, die zur gleichen Zeit in den
Haftzellen bundesdeutscher Gefäng-
nisse sitzen, weil sie gegen die offi-
zielle Politik monierten. Sollte bei uns
jemals von politischen Gefangenen 

geschrieben oder gesprochen werden,
dann selbstverständlich von denen „in
der Zone“. Die eigenen werden scham-
haft, konformistisch, staatsloyal und
feige verschwiegen.

Man ist immer wieder erstaunt,
wie wenige Bundesbürger, trotz
etwa 600 000 politischer Ermitt-
lungsverfahren seit 1949 und eini-
ger tausend Inhaftierter in dieser
Zeit, unterrichtet sind, daß bei uns
Menschen wegen einer Gesinnung,
die der Staatsmacht nicht paßt, in
Gefängnissen sitzen. Das sind doch
alles Kommunisten, meinen jene,
die schon mal von solchen Häft-
lingen gehört haben. Weit gefehlt!
Längst hat die politische Justiz ein
solches Eigenleben entwickelt, daß
sie auch vor Nichtkommunislen
nicht halt macht.

Auch an jene sollten wir denken, jetzt
vor den Feiertagen. Es sind zumeist
Menschen, die den Krieg hassen, die
Notstandspläne ablehnen, für eine An-
näherung der beiden Deutschlands ein-
treten, die Rüslungspolitik verurteilen
und die soziale Sicherheit garantieren
wollen. In jedem Falle haben sie dies
nicht nur fromm gewünscht, sondern
aktiv dafür etwas getan, weshalb sie
hinter Gitter verschwanden. Sie haben
es verdient, daß wir, die wir draußen
sind, sie nicht vergessen, daß wir mit
ihnen besonders in diesen Tagen
ideelle und materielle Solidarität üben.
Wir sollten von der neuen Regierung
eine generelle Amnestie für diese tat-
kräftigen Mitmenschen verlangen, die
häufig schon unter Hitler nicht ge-
schwiegen haben.

Waltraut W., München

Notwendige Richtigstellung

Zu dem in der November Ausgabe er-
schienenen Kommentar zur DGB-Er-
klärung mit dem Titel „Rentenver-
sicherung kein Etatreservoir“ sind
zwei kritische Bemerkungen zu machen:
Erstens ist es nicht richtig, im Zu-
sammenhang mit den Bundeszuschüs-
sen zur Rentenversicherung von
„Kriegsopferversorgung“ zu sprechen.
Es handelt sich hier um Kriegsfolge-
lasten. Die Kriegsopierversorgung hat
mit der Rentenversicherung überhaupt
nichts zu tun.

Zweitens ist es nicht richtig, wenn
die Gewährung der Sonderzuschüsse
bei der Rentenreform 1957, durch die
allein auch die kleinen Renten um
diesen Mindestbetrag erhöht wurden,
als „politisch begründeter Beschluß“
disqualifiziert wird. Natürlich lag der
Tatsache, daß die Sonder Zuschüsse vor
den Bundestagswahlen beschlossen
wurden, eine bestimmte Absicht zu-
grunde. Zugleich war der Beschluß
aber auch eine Konzession der Bonner
Regierung an den von den Gewerk-
schaften vertretenen Solidaritätsge-
danken.

Arthur B., Bremen
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TERMIN

KALENDER

!  6.Ñ 7. Dezember
Arbeitstagung des DGB in Bonn
Ÿber die Auswirkungen der Auto-
mation auf die Angestellten

!  10. Dezember

NPD wirksam und richtig bekämpfen

Unter den Gewerkschaftern in der Bundesrepublik gibt es keinen Zweifel Ÿber
die GefŠhrlichkeit des Rechtsradikalismus und insbesondere Ÿber das Anwachsen
der neofaschistischen NDP, wie es sich so gefŠhrlich bei den Wahlen in Hessen
und Bayern gezeigt hat. Vor dieser Gefahr den Kopf in den Sand stecken hie§e
nicht nur die Demokratie, sondern auch die gewerkschaftlichen Rechte der
Arbeitnehmer in strŠflichem Leichtsinn aufs Spiel zu setzen.

Au§erordentlicher Landesparteitag
der SPD West-Berlin

!  10. Dezember
Tag des Protestes gegen den US-
amerikanischen Krieg in Vietnam

Gestiegene Baukosten

In diesem Jahr sind die Baukosten je
Wohnung nach Angaben der in Bonn
ausgelieferten ãHausbau - Informatio-
nen" fŸr die privaten Bauten um 9 Pro-
zent angestiegen. Die Baukosten je
Wohnung bei den Wohnungs- und
Siedlungsgesellschaften haben um 6
Prozent zugenommen.

Vermögen der

Rentenversicherung 26,1 Mrd. DM

In unserem Beitrag in der November-
Ausgabe, ãHohes Vermšgen Ñ  nied-
rige Renten" betitelt, ist ein Fehler
enthalten, den wir berichtigen mšch-
ten: Das Vermšgen der Rentenver-
sicherung der Arbeiter und Angestell-
ten allein betrug Ende 1965 26,1 Mil -
liarden DM Ñ  und nicht, wie es in
dem Artikel hie§, 21,1 Milliarden DM.
Davon waren mit 14,5 Milliarden DM
55,6 Prozent in der VerfŸgung der
šffentlichen Hand.

„Franz Josef Strauß"

Dieser Name und dieser Mann spielen
jetzt wieder in der bundesdeutschen
Politik eine maßgebliche Rolle. Wer
ist dieser Mann? Ein Lebensbild mit
allen Affären, Verbindungen, Hinter-
gründen (auch Starfighter, Fibag und
Spiegelaffäre) projiziert das Buch
„Franz Josef Strauß“ von Hans Frede-
rik, zu beziehen beim Verband der
Kriegsdienstverweigerer, 605 Offen-
bach, Postfach 648; das Buch hat 293
Seiten und kostet 10 DM, statt 19,80
DM Ladenpreis.

Zu guter Letzt:

„Zum Maßhalten reicht's“, schreibt die
Deutsche Volkszeitung und stellt fest,
daß der abgetakelte Bundeskanzler
Erhard eine Pension in Höhe von
rund 6500 DM monatlich erhält, nach-
dem er während seiner Amtszeit ein
Monatsgehalt plus Aufwandsentschä-
digung von 10 822,75 DM kassieren
konnte.

Mit Recht hat der 7. Bundeskongre§
des Deutschen Gewerkschaftsbundes
die ersten Konsequenzen gezogen und
die Zugehšrigkeit zur NPD mit der
Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft
als unvereinbar erklŠrt. Er hat des
weiteren das Verbot der NPD sowie
Ma§nahmen der Bundesregierung ge-
gen den Rechtsradikalismus verlangt.
Die Demonstrationen gegen die rechts-
radikalen Umtriebe in Karlsruhe und
einer Anzahl anderer StŠdte haben
gezeigt, da§ die Gewerkschafter auch
zu Aktionen bereit sind, und das ist
gut und notwendig. Ob es aber nach
den Erfahrungen der Landlagswahlen
in Hessen und Bayern noch genŸgt,
mu§ bezweifelt werden.

In einer Stellungnahme des DGB zu
den Wahlen in Hessen hie§ es u. a.,
da§ ães die Pflicht aller demokra-
tischen Parteien und Institutionen ist,
aus dem Vordringen rechtsradikaler
KrŠfte sofort die Konsequenzen zu
ziehen". Zu diesen Konsequenzen ge-
hšren aber nicht nur organisatorische
und juristische Ma§nahmen, sondern
auch das Erkennen der tieferen Ur-
sachen des Rechtsradikalismus und
seiner Gefahren fŸr Freiheit und De-
mokratie. Es gehšrt dazu, sich klar
darŸber zu werden, auf Grund welcher
objektiven Situationen der Nationalis-
mus wieder nach oben geschwemmt
wird und warum gerade in unserer
Zeit WŠhler, besonders junge WŠhler,
auf die nationalistischen Propaganda-
phrasen der NPD hereinfielen.

Zweifellos sind die aktuellen Ursachen
fŸr das Vordringen des Rechtsradika-
lismus mit der Bonner Regierungs-
krise im Zusammenhang zu sehen.
Aber es sind nicht ãschwindendes
Staatsbewu§tsein" und wirtschaftliche
Schwierigkeiten allein, die diese Ent-
wicklung begŸnstigen, vielmehr ist es
die Tatsache, da§ die Deutschlandpoli-
tik der Bundesregierung in eine Sack-
gasse geraten ist. Anstatt aber das
Versagen ihrer Politik einzusehen,
versuchen CDU und CSU, die seit
Adenauer die Bundesrepublik beherr-
schen, weiter von der Gefahr durch
den Osten zu reden. Damit werden
die nationalistischen Emotionen hoch-
gespielt. Es kommt, um mit Prof.
Sontheimer von der Freien Univer-
sitŠt Berlin zu sprechen (Zeitschrift
ãTribŸne" Nr. 18), ein Proze§ in Gang,
der den Nationalismus, gleich welcher
Observanz, fšrdert und den man nicht
mehr nach Belieben zurŸckschrauben
kann.

Nun haben gewi§ auch die zunehmen-
den wirtschaftlichen Krisenerscheinun-
gen und die damit verbundenen Fol-
gen wie Kurzarbeit, Entlassungen,
Sorge um den Arbeitsplatz und um
die wirtschaftliche Existenz, Auswir-
kungen auf die Wahlentscheidungen
in Hessen und Bayern gehabt. Wir
wissen aus geschichtlicher Erfahrung,
da§ Millionen Arbeitslose ebenso wie
in ihrer wirtschaftlichen Existenz be-
drohte KleinbŸrger ein guter NŠhr-
boden fŸr nationalistische Hetze und
antidemokratische Parolen bedeuten
kšnnen. Es ist falsch, anzunehmen, da§
wirtschaftliche Mi§stŠnde und sozia-
les Elend ausschlie§lich den linken
politischen KrŠften zugute kŠmen. Die
auf Verlangen der Banken- und Indu-
striemonopole in der Bundesrepublik
geforderte industrielle Reservearmee
wirkt sich darum als eine Hilfestel-
lung fŸr den Rechtsradikalismus aus.
Die Gewerkschaften haben die Ver-
pflichtung, alles zu tun, was in ihren
KrŠften stehl, um die gegenwŠrtige
Depression in der Wirtschaft energisch
zu bekŠmpfen. Da§ sie es ernst mei-
nen, beweisen die von der IG Metall
unterbreiteten VorschlŠge, wie man
den Haushalt von heute auf morgen
in Ordnung bringen und die Kaufkraft
der Deutschen Mark stabilisieren kann.
Sie fordert u. a. einschneidende Spar-
ma§nahmen auf dem Gebiet der RŸ-
stung, die Streichung wirtschaftlich
sinnloser Subventionen sowie der un-
sinnigen Notslandsausgaben und die
Herabsetzung der Wehrdienstzeit von
18 auf 12 Monate. Mit der Stabilisie-
rung von WŠhrung und Wirtschaft
wird aber auch gleichzeitig die Demo-
kratie stabilisiert, und es ist kein
Zweifel, da§ die StabilitŠt und Siche-
rung der Demokratie die sichersten
Mittel zur BekŠmpfung des Rechts-
radikalismus sind. W. Kutz
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